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ANDERES
DATUM: 31.12.2013
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Politische Grundfragen

Was pragte 2013 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschéfte im
Parlament2 Und was hat die politisch interessierte Offentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2013 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschaften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
francaise de cet article.

Ein Uberblick tber ein Jahr Schweizer Politik kommt nicht um die Betrachtung
direktdemokratischer Prozesse und Entscheidungen aus. Hier macht auch das Jahr
2013 keine Ausnahme. In der Tat pragten verschiedene Entscheide der
Stimmbevdélkerung an der Urne aber auch Diskussionen um den Gebrauch der
direktdemokratischen Instrumente das politische Jahr. Die im Frihjahr an der Urne
erfolgreiche Abzockerinitiative - das seit 1891 insgesamt zwanzigste Volksbegehren, das
von der Bevodlkerung gutgeheissen wurde - warf dabei Wellen bis ins Ausland. Fur
einmal wurde die Schweiz dort aufgrund von Abstimmungsergebnissen nicht als
auslanderfeindlich wahrgenommen, wie dies etwa bei der Minarett- und der
Ausschaffungsinitiative der Fall gewesen war, sondern als leuchtendes Beispiel gefeiert.
Nicht mehr vorwiegend rechtskonservative und populistische Parteien, sondern linke
Kreise feierten die direkte Demokratie der Schweiz als nachahmenswertes Vorbild.
Auch innenpolitisch schien die angenommene Initiative von Thomas Minder der Linken
einigen Schub zu verleihen. Im Laufe des Jahres scheiterten dann allerdings die beiden
von linker Seite gestutzten Volksinitiativen zur Abschaffung der Wehrpflicht und «1:12 -
flr gerechte Lohne» deutlich. Der Wirtschaftsverband Economiesuisse - einer der
grossten Verlierer der Abstimmung zur Abzockerinitiative - unterzog sich einer
Neustrukturierung.

Die zunehmenden Erfolgschancen von Volksbegehren fachten aber auch eine generelle
Diskussion Uber die Instrumente der direkten Demokratie an. Aufgrund der scheinbar
steigenden Zahl an lancierten und abzustimmenden Volksbegehren wurde in der Presse
vor einer eigentlichen Initiativenflut gewarnt und eine Erhéhung der Hirden zur
Einreichung einer Initiative angemahnt.

Zu reden gab auch die zusehends schwieriger werdende Umsetzung von erfolgreichen
Initiativen. Da sie eine Verwasserung ihrer Ausschaffungsinitiative beflirchtete, hatte
die SVP schon 2012 eine Durchsetzungsinitiative lanciert, die im Berichtjahr vom
Bundesrat als teilungtltig erklart wurde; dies stellt ein mit der Verfassungsrevision 1999
moglich gewordenes Novum dar. In die Diskussion uUber die Umsetzung von
Volksbegehren schaltete sich indirekt auch das Bundesgericht ein, das bei Fragen zu
Ausschaffung und Verwahrung in einzelnen Fallen Volkerrecht Uber Landesrecht stellte.
Wahrend deswegen aus rechtskonservativer Perspektive ein Abbau der direkten
Demokratie beflrchtet wird, argumentiert die andere Seite, dass hier lediglich
institutionelle Kontrollen greifen.

Dass direktdemokratische Institutionen - so oder so - Uberaus trage und
reformresistent sind, zeigte sich im Berichtjahr nicht nur am nach wie vor sehr hohen
Institutionenvertrauen der Bevolkerung, sondern auch am Umstand, dass die Initiative
fur eine Volkswahl des Bundesrates als moglicher Ausbau der direkten Demokratie an
der Urne sehr deutlich abgeschmettert wurde. Darlber hinaus wurden die sanften
Reformvorschlage des Bundesrates - die mogliche Warnung von Umsetzungsproblemen
einer Initiative bereits im Unterschriftensammelstadium und eine Anpassung der
Unglltigkeitsgrinde - bereits in der Vernehmlassung versenkt. 2013 fielen im Falle des
Familienartikels das Stdnde- und das Volksmehr zum zwdlften Mal auseinander.
Schliesslich verlief auch die nach solchem Abstimmungsausgang fast schon obligate
Diskussion um eine Reform des Doppelmehrs im Sande.

Mehr Reformwille zeigte sich im Berichtjahr in den Kantonen. Auch angestossen von
einem Bundesgerichtsentscheid wurden in zahlreichen Kantonen Wahlrechtsreformen
angegangen oder bereits umgesetzt. Zu reden gab dabei insbesondere der Fall Schwyz:
Das in der neuen Kantonsverfassung vorgesehene Mischverfahren zwischen Proporz
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und Majorz wurde vom nationalen Parlament als nicht bundesverfassungskonform
betrachtet. In der Folge wurde das neue Schwyzer Wahlrecht nicht gewahrleistet - ein
Entscheid, der im nationalen Parlament nur extrem selten und mit grosser
Zurlckhaltung gefallt wird. Reformwille zeigte sich auch bei den kantonalen
Regierungsratswahlen. Aus den funf Gesamterneuerungs- und den vier Ersatzwahlen
resultierte in nicht weniger als sieben Kantonen eine neue parteipolitische
Regierungszusammensetzung.

Die Schweizerische Aussenpolitik kann auch 2013 mit dem Adjektiv «harzig»
umschrieben werden. Zwar brachte die Schweiz als erstes europaisches Land -
allerdings  nach  teilweise  heftigen parlamentarischen  Debatten - ein
Freihandelsabkommen mit China unter Dach und Fach. Mit den Nachbarstaaten und
den USA fand die Schweiz jedoch keine Einigung in den umstrittenen Dossiers. Das
Parlament lehnte das neue Erbschaftssteuerabkommen mit Frankreich ab und
Deutschland legte den lange ausgehandelten Staatsvertrag zur Beilegung des
Fluglarmstreits auf Eis. Die Beziehungen zu den USA wurden nach wie vor durch den
Steuerstreit belastet. Zwar billigten die Rate ein Abkommen zur vereinfachten
Umsetzung zu FATCA, das von den Vereinigten Staaten angebotene, lange Zeit
intransparente und unilaterale Programm zur Losung des Steuerstreits stiess im
Parlament allerdings auf taube Ohren. Die Banken mussen sich entsprechend ohne
parlamentarische Rilckendeckung zwischen Verletzung schweizerischen Rechts
(Bankgeheimnis) und Kooperation mit US-Behdrden zwecks Verhinderung einer Strafe
wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung entscheiden.

Auch die Beziehungen mit der EU kamen 2013 erneut nicht richtig vom Fleck. Nach wie
vor wurde um institutionelle Fragen gerungen. Trotz teilweise heftiger Kritik optierte
der Bundesrat fur ein Verhandlungsmandat, bei dem der Européische Gerichtshof bei
strittigen Auslegungsfragen der Bilateralen Vertrége als Schiedsgericht vorgesehen ist,
wobei das Mandat auch die Idee einer Ausstiegsklausel beinhaltet. Auf wenig
Verstandnis innerhalb der EU stiess die Anrufung der Ventilklausel gegentber den alten
Mitgliedstaaten der EU und die Verlangerung dieser Klausel gegentber den
osteuropéischen Staaten. Vielversprechender waren die Beziehungen der Schweiz mit
der EU im Berichtjahr im Feld der Bildungspolitik. Das Parlament bewilligte fast CHF 4.5
Mrd. Franken fur die Beteiligung der Schweiz an Horizon 2020, dem Rahmenprogramm
flr Forschung und Innovation der EU, und der Bundesrat beantragte Gelder flr die
Partizipation am EU-Programm fir allgemeine und berufliche Bildung - «Erasmus flr
alle». Zudem machte ein an der ETH Lausanne angesiedeltes Projekt mit dem Namen
«Human Brain Project» das Rennen um die EU-Fordermilliarde.

Wirtschaftlich konnte sich die Schweiz nach wie vor von ihren Nachbarn absetzten. Das
BIP wuchs 2013 um zwei Prozent und die Staatsrechnung schloss zum wiederholten Mal
entgegen den Erwartungen mit einem Uberschuss. Statt dem budgetierten Defizit von
CHF 400 Mio. resultierte ein rund CHF 1.3 Mrd. starker Gewinn. Die Arbeitslosenquote
stieg zwar im Berichtjahr leicht an, war aber im europaweiten Vergleich mit 3.2 Prozent
nach wie vor sehr niedrig.

Viel Druckerschwérze wurde im Berichtjahr aufgrund der geplanten Beschaffung des
Kampfjets «Gripen» verbraucht. Nach den zahlreichen in der Presse kolportierten
Indiskretionen bezlglich Evaluation und Kaufvertrag der 22 schwedischen Jets, die fur
CHF 3.126 Mrd. gekauft werden sollten, wurde auch immer wieder die Frage
aufgeworfen, ob es sich beim Gripen um das geeignete Flugzeug handle. In den Raten
wurde das Beschaffungsgeschéaft nach einigem Hin und Her relativ knapp gutgeheissen.
Der Entscheid stand allerdings noch unter Vorbehalt, da das Gripen-Fondsgesetz, mit
dem die Beschaffung finanziert werden sollte, dem fakultativen Referendum
unterstand. Die Linke und die GSoA, die bereits vor den Ratsdebatten ihren
Referendumswillen bekundet hatten, aber auch ein burgerliches Komitee mit der GLP
an der Spitze sammelten in kurzer Zeit die nétigen Unterschriften. Die Abstimmung
wurde auf Mai 2014 terminiert; der Abstimmungskampf wurde allerdings schon Ende
2013 lanciert. Im September des Berichtjahres bekundete die Bevolkerung mit der
deutlichen Ablehnung der Initiative «Aufhebung der Wehrpflicht» eine grundsatzlich
armeefreundliche Haltung.

Wichtige Pflocke wurden 2013 bei der Infrastrukturpolitik eingeschlagen. Im Frihjahr
stimmte die Bevdlkerung mit deutlichem Mehr dem revidierten Raumplanungsgesetz zu,
das einen haushalterischen Umgang mit der Ressource Boden verspricht. Die mit der
Revision verbundene Ruckzonungspflicht von Uberdimensionierten Bauzonen stiess
einzig im Kanton Wallis auf grossen Widerstand, was sich in einem wuchtigen Nein-
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Anteil von uber 80 Prozent manifestierte. Alle anderen Kantone beflrworteten die
Gesetzesanderung. Mit der Bereinigung des Bundesbeschlusses Uber die Finanzierung
und den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur (FABI) wurden in den Raten wichtige
Weichen flir einen Ausbau des offentlichen Verkehrs gelegt. Die beiden Kammern
genehmigten dabei mit rund CHF sechs Mrd. fast doppelt so viel Geld wie vom
Bundesrat ursprunglich vorgesehen. Da mit FABI Verfassungsanderungen vorgesehen
sind, wurde das obligatorische Referendum auf 2014 festgesetzt. Einen Dampfer erhielt
die Verkehrspolitik Ende Berichtjahr, als die Stimmbevolkerung eine Erhdéhung der
Nationalstrassenabgabe von 40 auf 100 Franken ablehnte. Das erfolgreiche Referendum
verhinderte damit auch die an die Vignettenvorlage geknlpfte Erweiterung des
Nationalstrassennetzes um rund 400 km. Der 2011 beschlossene Ausstieg aus der
Atomenergie nahm im Berichtjahr mit der bundesratlichen Botschaft zum ersten
Massnahmepaket der Energiestrategie 2050 konkretere Formen an. Mit einer Reduktion
des Energieverbrauchs und der Intensivierung der Entwicklung und Nutzung von
Quellen erneuerbarer Energien soll das Energiesystem so umgebaut werden, dass die
funf Kernkraftwerke am Ende ihrer Betriebsdauer ersatzlos stillgelegt werden kénnen.
Um die Lange eben dieser Betriebsdauer wurde auch 2013 gerungen. Nachdem im
Februar eine Gruppe internationaler Sicherheitsexperten Méangel beim AKW Muhleberg
aufgezeigt hatte, entschied sich die Betreiberin BKW fur eine Stilllegung im Jahr 2019,
weil sich die ndtigen sicherheitstechnischen Verbesserungen wirtschaftlich nicht
lohnen wirden. Eine kantonale Abstimmung zur sofortigen Stilllegung des Bernischen
AKW steht flr 2014 an.

Eine in den nachsten Jahren noch weiter an Bedeutung gewinnende Baustelle stellen
die Gesundheits- und Sozialpolitik dar. Auf der einen Seite bedingen die
demographischen Verénderungen Anpassungen im Gesundheitswesen. Auch die
zusatzlich durch den medizinisch-technischen Fortschritt verursachten, wachsenden
Gesundheitskosten missen langerfristig gebremst werden. Mit seiner Gesamtschau
Gesundheit2020 legte der Bundesrat ein Massnahmepaket vor, mit dem das
Gesundheitssystem auf die kommenden Herausforderungen ausgerichtet werden soll.
Auf der anderen Seite steigert die zunehmende Alterung der Bevdlkerung aber auch den
Druck auf die Sozialwerke. Auch hier prasentierte der Bundesrat ein Perspektivpapier.
Die Altersvorsorge 2020 sieht eine umfassende und gleichzeitige Reform der ersten
und der zweiten Saule vor. Ein flexibles Referenzrentenalter 65 fir Frauen und Ménner,
die Senkung des Umwandlungssatzes und die Erhéhung der Mehrwertsteuer sollen die
Finanzierung der AHV sichern, ohne Einbussen in den Renten hinnehmen zu mdissen.
Auch die Invalidenversicherung muss saniert werden. Im Berichtjahr versenkte
allerdings eine Allianz aus ratslinken und -rechten Parlamentariern nach Uber
zweijahriger Kommissions- und Parlamentsdebatte den zweiten Teil der 6. IV-Revision.

Zweimal aussern durfte sich die Schweizer Stimmbevélkerung 2013 zu
arbeitsmarktpolitischen Anliegen. Im September wurde eine Liberalisierungsvorlage im
Bereich der Ladendéffnungszeiten von Tankstellenshops auf Autobahnraststatten und
Hauptverkehrswegen angenommen. Gegen diese Bestimmungen hatten
Gewerkschaften, SP, Grune, CSP und EVP zusammen mit kirchlichen Kreisen das
Referendum ergriffen. Darlber hinaus und nach einer langen und intensiven
Abstimmungskampagne sprach sich das Volk im November klar gegen das Volksanliegen
der JUSO aus, womit der héchste Lohn in einem Unternehmen maximal das Zwdlffache
des tiefsten Lohnes im Unternehmen héatte betragen dirfen.

Familienpolitik war im Berichtjahr Thema zwei weiterer Volksabstimmungen. Der
Familienartikel, welcher eine verbesserte Vereinbarkeit zwischen Familie und Beruf in
der Verfassung verankern wollte, scheiterte - wie seit 1848 insgesamt nur elf weitere
Abstimmungsvorlagen - am Doppelmehr. Wahrend das Volk den Artikel mit 54.3 Prozent
Ja-Stimmen annehmen wollte, stellte sich die Deutschschweiz mit 11 4/2
Standesstimmen grossmehrheitlich dagegen. Ebenfalls keine Mehrheit fand die im
November zur Abstimmung gelangte SVP-Familieninitiative, die steuerliche
Erleichterung fur Familien forderte, die ihre Kinder selber betreuen. Hierzu sagte
neben den meisten Standen auch das Volk relativ deutlich Nein.

Das Programm zur Agrarpolitik 2014 bis 2017 passierte zwar nach langen Debatten die
Rate, stiess aber nicht Uberall auf Anklang. Nachdem ein Referendum gegen den
Beschluss abgebrochen wurde, lancierte der Bauernverband unterstitzt von der SVP
eine Initiative zur Lebensmittelversorgung, mit der die im Parlament gefassten
Entscheide wieder umgestossen werden sollen. Eine Initiative der Grlnen zur
Erndhrung und die wieder aufgenommenen Beratungen zum Lebensmittelgesetz
durften in nachster Zeit die Landwirtschaftspolitik beherrschen.
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Im Berichtjahr feierten gleich drei Parteien runde Geburtstage. Die SP beging ihr 125-
jahriges Jubildaum, die GP wurde 30 jahrig und die BDP feierte ihr funfjahriges
Bestehen. Zu feiern hatte im Berichtjahr aber auch die SVP, die erstmals mehr als 20
kantonale Regierungsmandate besetzen und auch in den kantonalen Parlamenten -
insbesondere in den Kantonen Neuenburg und Wallis - zulegen konnte. Wéahrend die
jungen Mitteparteien BDP und GLP 2013 in den vier kantonalen Parlamentswahlen
erneut Sitzgewinne verbuchen konnten, mussten per Saldo sowohl die SP, die GP, die
FDP und die CVP Federn lassen - letztere konnte immerhin den Umstand feiern, zum
ersten Mal in allen 26 kantonalen Parlamenten vertreten zu sein. In Genf (MCG) und in
Lausanne (Ensemble a Gauche) legten die Krafte an den Polen zu.

Politische Grundfragen:

- Die Nationalhymne soll mittels eines von der SGG ausgeschriebenen Wettbewerbs
erneuert werden.

- Das Verbot fur Parteianlésse auf dem Rutli wird gelockert.

- Diskussionen um ein Jubildum zur Schlacht bei Marignano 1515 decken parteipolitisch
unterschiedliche Geschichtsbilder auf.

- Direktdemokratische Entscheidungen beeinflussen das Bild der Schweiz im Ausland.

- Zukunftséangste und Sorgen nehmen im Vergleich zu den Vorjahren ab; das Vertrauen
in die politischen Institutionen bleibt ungebrochen hoch.

Rechtsordnung:

- Der Kanton Tessin nimmt eine Volksinitiative zum Vermummungsverbot an.

- Das Parlament debattiert die Totalrevision des Blrgerrechtsgesetzes.

- Die Revision des Geldwaschereigesetzes erleichtert den Austausch von Finanzdaten.

- Der Bundesrat plant ein Bundesgesetz Uber die Potentatengelder.

- Zwei tragische Mordfélle entfachen eine lebhafte Diskussion Uber den Schweizer
Strafvollzug.

- Das Bundesgericht definiert die Kriterien fur eine lebenslange Verwahrung.

- Der Fall «Carlos» fuhrt zu einer Debatte Uber den Jugendstrafvollzug.

- Die Transportpflicht fir Fangruppen von Sportvereinen wird gelockert.

- Die Bundesversammlung Uberweist eine Motion zur verstérkten Bekampfung des
Waffenmissbrauchs.

- Die gemeinsame elterliche Sorge wird unabhangig vom Zivilstand der Eltern zum
Regelfall.

Institutionen und Volksrechte:

- Die Initiative zur Volkswahl des Bundesrates wurde von der Stimmbevolkerung und
allen Stéanden deutlich abgelehnt.

- Mitte September schaltete der Bund im Rahmen von Open Government eine Open-
Data-Plattform auf.

- Nicht weniger als funf Nationalrate tauschten 2013 ihr nationales Mandat mit einem
kantonalen Regierungsposten.

- Der Sténderat flhrte nach einigen Zéhlpannen bei Abstimmung durch Handerheben
eine elektronische Abstimmungsanlage ein.

- Mit der Abzockerinitiative wurde das zwanzigste Volksbegehren seit 1891 angenommen
und zum zwolften Mal wies mit dem Familienartikel eine Abstimmungsvorlage eine
Divergenz zwischen Volks- und Standemehr auf.

- Der Bundesrat empfahl die Durchsetzungsinitiative fur teilunglltig.

- Das Verhéltnis zwischen Vélkerrecht und Landesrecht sowie die Umsetzung von mit
internationalem Recht nicht kompatiblen Volksinitiativen, wurden in Politik und
Gesellschaft kontrovers diskutiert.

- E-Voting stiess auch im Parlament zusehends auf Skepsis.

Foderativer Aufbau:

- Der Nationalrat gewéhrleistete das neue Schwyzer Wahlrecht nicht.

- Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) feierte ihr 20-jéhriges Bestehen.

- Der Nationale Finanzausgleich wird immer starker kritisiert und zahlreiche
Anderungsvorschlage stehen zur Debatte.

- Die Zahl der Gemeinden erreichte erneut einen Tiefststand, der Trend zu
Gemeindefusionen hielt unvermindert an.

- Die Fusionsinitiativen in den Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt kamen
zustande, die Diskussionen daruber verliefen eher leidenschaftslos.

- Der Berner Jura und der Kanton Jura starten kein Verfahren Uber eine mogliche
Fusion: In der Volksabstimmung wurde der Vorschlag zwar vom Kanton Jura
angenommen, vom franzdsischsprachigen Gebiet des Kantons Bern aber verworfen.
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Wahlen:

- In zahlreichen Kantonen wurden Wahlrechtsreformen diskutiert und teilweise
umgesetzt.

- In vier Kantonen fanden Gesamterneuerungswahlen fur die Parlamente statt. Zu den
Gewinnern gehorten dabei neben der GLP und der BDP auch die SVP. In Genf legte der
MCG aber auch die extreme Linke zu. Verluste musste vor allem die FDP einfahren.

- In funf Kantonen wurde die Regierung neu besetzt. Einzig in Solothurn wurde die
Regierungszusammensetzung bestatigt. In den Kantonen Appenzell Innerrhoden, Wallis,
Genf und Neuenburg kam es zu teilweise grossen Anderungen und zur Abwahl
bisheriger Regierungsmitglieder.

- In zwei von drei Kantonen (AR, BL) kam es bei Ersatzwahlen zu neuen
Regierungszusammensetzungen; im Kanton Freiburg konnte die CVP ihren Sitz nur
knapp gegen den Angriff der SP verteidigen.

- Im Kanton Tessin musste die Lega per Akklamation einen Kandidaten nachnominieren,
weil niemand mehr auf der Liste war, um nachrutschen zu kénnen.

- In Lugano eroberte die Lega bei Erneuerungswahlen auf Kosten der FDP einen dritten
Stadtratssitz. In Zurich zog die Alternative Linke bei Ersatzwahlen zulasten der FDP in
die stadtische Exekutive ein.

Aussenpolitik:

- Das Parlament bekdmpfte die Schliessung von Konsulaten und Botschaften, die durch
das Eidgendssische Departement fir auswartige Angelegenheiten (EDA) aufgrund von
Sparvorgaben ebendieses Parlaments angeordnet wurde.

- Die institutionellen Fragen blockierten weiterhin die Abschlisse von neuen
Abkommen mit der EU.

- Der Bundesrat rief die Ventilklausel gegenliber den alten Mitgliedsstaaten der EU an
und verlangerte jene gegenliber acht osteuropéischen Staaten (EU-8).

- Die Beziehungen zu Frankreich wurden durch die Aufkindigung der
Pauschalbesteuerung sowie durch das neue Erbschaftsabkommen, das von den
eidgendssischen Raten abgelehnt wurde, belastet.

- Mit China wurde ein Freihandelsabkommen unterzeichnet.

- Die Schweiz nahm auf Einladung Russlands am G20-Gipfel in Moskau teil.

- In Genf fanden verschiedene internationale Konferenzen zur Beilegung des Krieges in
Syrien sowie Verhandlungen Uber das iranische Atomprogramm statt.

Landesverteidigung:

- Der Swisscoy-Einsatz im Rahmen der multinationalen Kosovo Force (KFOR) soll bis
2017 verlangert werden.

- Die Beschaffung des Kampfjets «Gripen» Ubersteht trotz Gegenwehr und
Nebengerauschen die Hurde Parlament.

- Der Bundesrat hat die Weiterentwicklung der Armee (WEA) skizziert, sie bedeutet die
Umsetzung des Armeeberichts und des Sicherheitspolitischen Berichts von 2010.

- Die Volksinitiative zur Aufhebung der Wehrpflicht erleidet eine deutliche Niederlage
an der Urne.

- Die Zukunft des Zivilschutzes wird in einer Strategie 2015+ vorgestellt.

Wirtschaftspolitik:

- Das Bruttoinlandprodukt der Schweiz wuchs im Berichtsjahr um zwei Prozent.

- Im Rahmen der Swissness-Vorlage einigten sich die eidgendssischen Rate auf die
Kriterien zum Schutz der «Marke Schweiz>».

- Der Standerat stimmte einer Revision des Kartellgesetzes zu.

- Die Stimmbevdlkerung nahm die Abzocker-Initiative an, verwarf hingegen die 1:12-
Initiative.

- Das Parlament fuhrte im Zusammenhang mit der Revision des Schuldbetreibungs- und
Konkursgesetzes (SchKG) eine Sozialplanpflicht bei Massenentlassungen ein.

Geld, Wahrung und Kredit:

- Die Nationalbank hielt den Mindestkurs gegentiber dem Euro aufrecht und aktivierte
den antizyklischen Kapitalpuffer zur Abkihlung des Immobilienmarkts.

- Das Parlament billigte das Abkommen zur vereinfachten Umsetzung von FATCA.

- Die USA bot zur Loésung des Steuerstreits ein unilaterales Programm zur
Vergangenheitsbewaltigung an.

- Der Bundesrat erklarte, dass er den automatischen Informationsaustausch
Ubernehmen wolle, sobald dieser internationaler Standard sei.

- Eine Expertengruppe zur Zukunft des Schweizer Finanzplatzes wurde ins Leben
gerufen.
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Landwirtschaft:

- Die Agrarpolitik 2014 bis 2017 wurde von den Réaten verabschiedet und in
Verordnungen umgesetzt.

- Zwei |Initiativen zur Erndhrung und Lebensmittelversorgung der Schweizer
Bevolkerung wurden lanciert.

- Die Verwaltung und das Parlament ergriffen verschiedene Massnahmen zur
Verhinderung des Bienensterbens.

- Mit einem Anstieg des Milchpreises entspannte sich die Lage flur die Produzenten
erstmals seit der Aufhebung der Kontingentierung 2009 geringfugig.

- Die Rate nahmen die Beratungen Uber die Revision des Lebensmittelgesetzes auf.

- Der Bund ergriff Massnahmen zum besseren Herdenschutz vor Grossraubtieren.

Offentliche Finanzen:

- Der Nationalrat lehnte das Erbschaftssteuerabkommen mit Frankreich ab.

- Der Bundesrat empfahl die Volksinitiative «Fur Ehe und Familie - gegen die
Heiratsstrafe» der CVP zur Annahme.

- Im Bereich der Mehrwertsteuer trat das Parlament nicht auf das Zwei-Satz-Modell
ein.

- Der Nationalrat wies das Konsolidierungs- und Aufgabentberprifungspaket 2014 an
den Bundesrat zurick.

- Die Staatsrechnung 2013 schloss mit einem Uberschuss von CHF 1.3 Mia. weit besser
ab als erwartet.

- Der Voranschlag 2014 budgetierte einen Uberschuss von CHF 121 Mio.

Energie:

- Der Bundesrat legte dem Parlament seine Botschaft zum ersten Massnahmenpaket
der Energiestrategie 2050 vor.

- Die Stromeffizienz-Initiative kam zu Stande.

- Die Bernischen Kraftwerke (BKW) gaben bekannt, dass das Atomkraftwerk Mihleberg
(BE) im Jahre 2019 vom Netz genommen wird.

- Der Standerat lehnte die Wiedereinfihrung des Kantonsvetos in Bezug auf die
Endlagerung radioaktiver Abfalle ab.

- Das Parlament hob die kostendeckende Einspeisevergitung (KEV) stark an, worauf die
SP die Cleantech-Initiative zurlickzog.

Verkehr und Kommunikation:

- Die Differenzen in der FABI-Vorlage wurden in der parlamentarischen Beratung
bereinigt.

- Kritische = Stellungnahmen in der Vernehmlassung zur Sanierung des
Gotthardstrassentunnels &nderten nichts an der Absicht des Bundesrates, eine zweite
Roéhre zu bauen.

- Das Bundesgesetz zum Bau und zur Finanzierung eines durchgehenden 4-Meter-
Korridors durch den Gotthard wurde vom Parlament gutgeheissen.

- Das Nationalstrassenabgabegesetz wurde an der Urne verworfen.

- Der Staatsvertrag zur Beilegung des Fluglarmstreits zwischen Deutschland und der
Schweiz wurde von der Bundesversammlung ratifiziert, von Deutschland jedoch auf Eis
gelegt.

Raumplanung und Wohnungswesen:

- Im Maérz wurde das revidierte Raumplanungsgesetz an der Urne deutlich
angenommen; einzig der Kanton Wallis lehnte die Vorlage mit einem Nein-Anteil von
Uber 80 Prozent dusserst klar ab.

- Das Parlament beauftragte den Bundesrat mit breit abgestitzter Mehrheit, die Vorlage
zur Aufhebung der Lex Koller abzuschreiben.

- Das Bundesgericht hiess in einem Leitentscheid zwei Beschwerden von Helvetia
Nostra gegen den Bau von Zweitwohnungen nach dem Volksentscheid gut und
attestierte der Organisation das Verbandsbeschwerderecht.

- Der Bundesrat prasentierte seinen  Entwurf zur Umsetzung der
Zweitwohnungsinitiative, der von den Bergregionen begrisst und von Natur- und
Umweltschutzorganisationen abgelehnt wurde.

- Ein Postulat veranlasste den Bundesrat zur Prifung einer moglichen Ausweitung der
flankierenden Massnahmen auf das Wohnungswesen.

Umweltschutz:
- Der Bundesrat beschloss, der Volksinitiative «flur eine nachhaltige und
ressourceneffiziente Wirtschaft» einen indirekten Gegenvorschlag gegentberzustellen
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und schickte einen entsprechenden Entwurf in die Vernehmlassung.

- Die 2011 als indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitiative «lebendiges Wasser» in Kraft
getretene Anpassung des Gewasserschutzgesetzes fuhrte bis Ende 2013 zur Einreichung
von neun Standesinitiativen; ein vom Nationalrat angenommenes Postulat fordert nun
einen Bericht Uber die Auswirkungen der Ausscheidung von Gewéasserraumen auf die
Landwirtschaft und auf Eigentimer von eingezontem Bauland.

- Eine von den Kommissionen angenommene parlamentarische Initiative betraut den
Bundesrat mit der Erarbeitung einer Regelung, die Littering mit einer Busse bestrafen
soll.

- Das Parlament verabschiedete eine Revision zur Larmsanierung der Eisenbahn, die
den Larmschutz fir Bahnanwohnerinnen und -anwohner verstarken will.

Bevélkerung und Arbeit:

- Der Bundesrat rief gegenlber den EU-Staaten die Ventilklausel an.

- Die Arbeitslosenquote stieg von 2.9 Prozent auf 3.2 Prozent an.

- Die Nominalléhne stiegen um 0.7 Prozent, die Realléhne um 1.0 Prozent.

- Das Parlament verwarf die Mindestlohn-Initiative.

- Die Stimmbevoélkerung nahm eine Liberalisierung der Ladendffnungszeiten von
Tankstellenshops an.

- Der neue Gesamtarbeitsvertrag der Maschinenindustrie fihrte Mindestldhne ein.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:

- In der Gesamtschau «Gesundheit2020» zeigte der Bundesrat auf, wie die
Gesundheitspolitik in den néachsten Jahren aussehen soll, und schuf damit ein Gefass
flr mehrere Programme.

- Das Parlament formulierte einen Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja zur
Hausarztmedizin», welche in der Folge zurlickgezogen wurde.

- Der Standerat behandelte als Erstrat eine Revision des Transplantationsgesetzes.

- Das neue Humanforschungsgesetz trat in Kraft.

- Nach erfolgreicher Differenzbereinigung beschloss das Parlament in einem
Dringlichkeitsverfahren einen befristeten Arztestopp.

- «Mehr Ausbildungsplatze in der Humanmedizin» werden in einer lancierten
Volksinitiative gefordert.

- Das Stimmvolk hat das Epidemiengesetz in der Referendumsabstimmug
angenommen.

- Die in beiden Raten beratene Alkoholgesetzrevision brachte mehrere Differenzen
hervor.

- Nach dem negativen Blndner Volksentscheid wird keine Kandidatur far die
Olympischen Winterspiele 2022 eingereicht.

Sozialversicherungen:

- Die Volksinitiativen «AHVplus» und «flr ein bedingungsloses Grundeinkommen>»
kamen zustande.

- Der Bundesrat konkretisierte seine umfassende Reformstrategie «Altersvorsorge
2020», welche eine finanzielle Konsolidierung bei Erhaltung des Leistungsniveaus
bringen soll.

- Die Rate konnten sich bei grossen Teilen des zweiten Massnahmenpakets der 6. V-
Revision nicht einigen und versenkten das Revisionsvorhaben schliesslich.

- Nach heftiger Kritik in der Vernehmlassung verzichtete der Bundesrat auf einen
Gegenentwurf zur Initiative «flir eine 6ffentliche Krankenkasse».

- In einem Dringlichkeitsverfahren fihrten die Réate die bedarfsabhangige Zulassung fur
Spezialarzte vorubergehend wieder ein.

Soziale Gruppen:

- Der Bundesrat hat erste Losungsansatze zur Umsetzung der SVP-Volksinitiative «fur
die Ausschaffung krimineller Auslander>» vorgestellt.

- Die Volksinitiative «Gegen Masseneinwanderung» wurde von beiden Kammern zur
Ablehnung empfohlen und die beginnende Abstimmungskampagne versprach heiss zu
werden.

- Das von der Griinen Partei ergriffene Referendum gegen die dringlichen Anderungen
des Asylgesetzes scheiterte an der Urne.

- Trotz Volksmehr konnte der Bundesbeschluss tUber die Familienpolitik die Mehrheit
der Stéande nicht Gberzeugen.

- Das Parlament empfahl die Volksinitiative «Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache»
zur Ablehnung.

- Die Familieninitiative zur EinfUhrung von Steuerabzlgen fur Eltern, die ihre Kinder
selber betreuen, wurde in der Volksabstimmung abgelehnt.
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- Der Standerat raumte homosexuellen Paaren das Adoptionsrecht fur die Kinder des
Partners ein.

Bildung und Forschung:

- Die Schweiz wird sich am Programm «Erasmus flr alle» der Europaischen Union fur
allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport 2014-2020 beteiligen, wofur der
Bundesrat CHF 305.5 Mio. beantragte.

- Das Weiterbildungsgesetz setzt den Verfassungsauftrag von 2006 um.

- Die Stipendieninitiative des Verbandes der Schweizer Studierendenschaften (VSS) ist
gultig. Der Bundesrat legte einen indirekten Gegenvorschlag vor.

- Numerus clausus, Studiengebthren und die qualitative Auswahl von Studierenden
haben vor allem Diskussionen im Bereich der eidgendssischen technischen
Hochschulen befeuert.

- Das Parlament hat einen Gesamtkredit Uber CHF 4'389 Mio. genehmigt, der die
Beteiligung der Schweiz an den Forschungs- und Innovationsprogrammen der EU,
Horizon 2020, ermdglichen soll.

Kultur, Sprache, Kirchen:

- Die Annahme eines Postulats veranlasst den Bundesrat zur Prifung von Méglichkeiten
zur Offentlichen Ausstellung der Bundeskunstsammlung.

- Die Regierung verabschiedete einen Entwurf flr ein totalrevidiertes
Kulturglterschutzgesetz zuhanden des Parlaments.

- In Lugano versammelten sich Lehrpersonen zur ersten Tagung der lItalienischlehrer
zur verstarkten Foérderung der dritten Landessprache.

- Der Nationalrat forderte den Bundesrat zum Erstellen eines Berichts Uber die Prasenz
von religiosen Symbolen im 6ffentlichen Raum auf.

- Aufgrund der zu Ungehorsam gegen die katholische Kirche aufrufenden Pfarrei-
Initiative hatten die Bischofe der Bistimer Basel, Chur und St. Gallen einer Einladung
nach Rom zu folgen.

- Ein vom Bundesrat veroffentlichter Bericht zur Lage der Muslime in der Schweiz
ortete keine gewichtigen religiosen Differenzen.

Medien:

- Sowohl die von Bundesrat Maurer wie auch den Autoren des Jahrbuchs «Qualitat der
Medien» gedusserten Bedenken zur abnehmenden Medienvielfalt wurden von Seiten
der Pressebranche beanstandet.

- Aufgrund des neu eingesetzten Messverfahrens zur Erhebung der Fernsehquoten und
dem daraus resultierenden Protest der Privatsender, allen voran «3Plus», verzogerte
sich die Publikation der Nutzungsdaten zum Argernis der Werbekunden um mehr als ein
halbes Jahr.

- Der Bundesrat prasentierte seine Botschaft zur Anderung des Radio- und
Fernsehgesetzes, mit welcher die gerdteabhangige Empfangsgebihr der Billag durch
eine generelle Abgabepflicht ersetzt werden soll.

- Eine Konzessionsédnderung ermdglichte der SRG SSR unter Kritik von burgerlichen
Parteien und privaten Anbietern eine Erweiterung ihres Online-Angebots.

- Ein in Erfillung eines Postulats erstellter Bericht des Bundesrates ortete keine
namhaften gesetzgeberischen Lucken betreffend der Rechtslage von Social Media.

Parteien:

- Gleich drei Parteien feierten 2013 ein Jubildaum: die SP wurde 125-jahrig, die GP 30-
jahrig und die BDP feierte ihr 5-jahriges Bestehen.

- Die Familienpolitik fihrte in der FDP zu Auseinandersetzungen zwischen den FDP-
Frauen und der Mutterpartei.

- Die SVP scheiterte mit zwei Initiativen: Noch nie erhielt die SVP an der Urne so wenig
Unterstltzung wie fur ihre Idee einer Volkswahl des Bundesrates.

- Zum ersten Mal in ihrer Geschichte hatte die SVP mehr als 20 kantonale
Regierungssitze inne.

- Die CVP ereilte eine historische Schlappe im Kanton Wallis; mit ihrem Sitzgewinn im
Kanton Neuenburg war die Partei aber erstmals in allen Kantonsparlamenten der
Schweiz vertreten.

- Die GLP ist die erste nicht-linke Partei, die mit dem Referendum gegen das
Kampfflugzeug Gripen Opposition gegen ein Armeebeschaffungsvorhaben auslbte.

- Die Protestpartei MCG feierte in Genf Erfolge, wahrend die Lega im Tessin den Tod
ihres Grunders Giuliano Bignasca verkraften musste.

Verbande und iibrige Interessenorganisationen:
- Nach der Niederlage bei der Abzocker-Initiative unterzog sich die Economiesuisse
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einer fundamentalen Neustrukturierung.

- Beim Schweizerischen Bauernverband wurde erstmals eine Frau zur Vizepréasidentin
gewahlt.

- Sowohl die Gewerkschaften als auch traditionelle Vereine hatten weiterhin mit
Mitgliederschwund zu kdmpfen.

- Vier Krankenkassen verliessen den Dachverband Santésuisse und bildeten eine
Konkurrenzorganisation namens Curafutura.

- Das frei gewordene VCS-Prasidium wurde mit einer SP-Nationalratin besetzt.

Qu'est-ce qui figurait a I'agenda politique suisse en 20132 Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique ¢ Les événements les plus importants en 2013 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par théme. Les liens vous meneront directement a ces objets et
événements clés de l'année en cours. Hier finden Sie die deutsche Version dieses
Artikels.

Un apercu d’une année de politique suisse n"échappe pas au theme de la démocratie
directe. L'année 2013 ne fait pas exception a cette régle. En effet, les décisions du
peuple, mais également des discussions portant sur I'usage des instruments de la
démocratie directe ont marqué l'année politique 2013. Le succes de linitiative
populaire sur les rémunérations abusives au printemps - la vingtiéme acceptation
d’une initiative populaire depuis 1891 - a méme suscité des réactions a I'étranger. Une
fois n'est pas coutume, la Suisse n'a pas été considérée comme étant xénophobe,
comme cela fut le cas lors des initiatives sur les minarets et sur le renvoi des étrangers
criminels, mais comme un exemple radieux de démocratie. Cette fois-ci, se sont
surtout les milieux de gauche et non les partis de la droite conservatrice ou populiste
qui ont célébré la démocratie directe suisse comme un modele digne d’étre suivi. Sur le
plan de la politique intérieure, I'acceptation de I'initiative de Thomas Minder semblait
donner des impulsions a la gauche. Néanmoins, avec |'abrogation du service militaire et
Iinitiative 1:12, deux initiatives populaires émanant de la gauche ont été nettement
rejetées au cours de l'année. L'organisation faitiere Economiesuisse, une des plus
grandes perdantes de la votation sur les rémunérations abusives, s’est soumise a une
restructuration interne.

L'augmentation des chances de succes des initiatives populaires devant les urnes a
stimulé un débat sur les instruments de la démocratie directe. En raison d’'un nombre
présumeé croissant d’initiatives populaires lancées et soumises au vote, le spectre d'une
véritable avalanche d’initiatives a été pointé du doigt dans la presse. Il a notamment été
question de renforcer les criteres nécessaires a la qualification des initiatives.

Les difficultés liées a la mise en ceuvre des initiatives acceptées ont également été au
centre des discussions. Comme elle craignait une dilution de I'initiative sur les renvois,
I'UDC avait lancé des 2012 une initiative de mise en ceuvre, initiative qui a été déclarée
partiellement nulle par le Conseil fédéral durant I'année sous revue. Cette premiere a
été rendue possible par la révision constitutionnelle de 1999. Quant au Tribunal fédéral,
celui-ci s’est indirectement immiscé dans le débat en estimant que le droit
international primait sur le droit interne en matiére de renvoi et d'internement a vie.
Alors que la droite conservatrice a redouté un démontage de la démocratie directe, les
partisans de cette décision ont fait valoir le bon fonctionnement des contrdles
institutionnels.

Quoi qu’il en soit, il s'est de nouveau avéré que les institutions de la démocratie
directe étaient |éthargiques et difficiles a réformer au cours de I'année. En effet, la
confiance qu’accorde la population aux institutions est trées élevée et linitiative
populaire demandant I"élection du Conseil fédéral par le peuple a été balayée. Par
ailleurs, deux modestes propositions de réforme émanant du Conseil fédéral
(possibilité de lancer, dés la récolte des signatures, un avertissement concernant les
initiatives pouvant causer des problémes de mise en ceuvre ainsi qu'une modification
des motifs de nullité) ont été rejetées au stade de la procédure de consultation. Dans le
cas de l'article constitutionnel sur la politique familiale, la majorité du peuple et celle
des cantons n’ont pas rendu le méme verdict et cela pour la douzieme fois dans
I"histoire de la Confédération. Les discussions, quasi obligées, portant sur une réforme
de la double majorité, qui ont suivi le résultat du vote, n"ont cependant pas abouti.

Une plus grande volonté de réforme a pu étre observée dans les cantons. Notamment
en raison d'une décision du Tribunal fédéral, de nombreux cantons ont entamé ou déja
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mis en ceuvre une réforme de leur systéme électoral. C’est surtout le cas du canton de
Schwytz qui a fait parler de lui. Le parlement fédéral a considéré que le procédé
électoral mixte, prévu dans la nouvelle constitution du canton et oscillant entre scrutin
proportionnel et scrutin majoritaire, était contraire a la constitution fédérale. Dans la
foulée, la nouvelle loi électorale n'a pas été garantie. Il est extrémement rare que I'on
assiste a ce type de décision, le parlement fédéral faisant preuve d’une grande
réticence. Une volonté de réforme s’est également montrée lors des élections aux
exécutifs cantonaux. Parmi les cing élections de renouvellement et les quatre élections
de remplacement, la composition partisane des divers gouvernements a changé dans
pas moins de sept cantons.

La politique étrangére suisse s’est de nouveau avérée difficile en 2013. Certes, la Suisse
a, en tant que premier pays européen et malgré un débat parlementaire houleux dans
les chambres fédérales, mené a bon port I'accord de libre-échange avec la Chine. Mais,
avec les pays européens et les Etats-Unis, la Suisse n"a cependant pas trouvé d’accord
dans les dossiers brdlants. Le parlement a refusé la convention avec la France en
matiere de successions et I'Allemagne a mis en veille la convention bilatérale, sur le
difféerend concernant le bruit du trafic aérien, négociée de longue date avec
I’Allemagne. Les relations avec les Etats-Unis ont continué d’'étre affectées par le conflit
fiscal. Il est vrai que les chambres fédérales ont adopté un accord visant a faciliter la
mise en ceuvre de FATCA, mais un programme visant a résoudre le conflit fiscal,
programme proposé par les Etats-Unis de maniere unilatérale et longuement tenu
opaque, s’est heurté a la sourde oreille du parlement. En conséquence, les banques
devront, en I'absence de soutien du parlement, opter entre violation du droit suisse
(secret bancaire) et coopération avec les autorités américaines en vue d’éviter une
sanction pour complicité en matiere de soustraction d'imp6ot.

Les relations avec I’'Union européenne n’ont toujours pas eu le vent en poupe en 2013.
Celles-ci se sont heurtées aux questions institutionnelles. Malgré des critiques parfois
virulentes, le Conseil fédéral a opté pour un mandat de négociation prévoyant la Cour
de justice des Communautés européennes comme tribunal d’arbitrage en cas de litiges
relatifs aux accords bilatéraux, le mandat contenant cependant I'idée d'une clause
d’exemption. L'activation de la clause de sauvegarde par rapport aux anciens membres
de I'Union européenne et la prolongation de cette clause vis-a-vis des états de I'Europe
de I'Est n’a suscité que peu de compréhension au sein de I'UE. Dans le domaine de la
politique de I'éducation, les relations avec I'UE se sont révélées bien plus prometteuses
au cours de lI'année sous revue. Le parlement a accordé 4.5 milliards de francs a la
participation de la Suisse a <«Horizon 2020», le programme-cadre de ['Union
européenne en matiere de recherche et d’innovation et le parlement a proposé des
fonds quant a la participation a «Erasmus pour tous», le programme d’éducation, de
formation, de jeunesse et de sport de I'UE. En outre, le projet de recherche intitulé
«Human Brain Project» de I'Ecole polytechnique fédérale de Lausanne a décroché un
milliard d’euros octroyés par la Commission européenne de la recherche.

Sur le plan de I’économie, la Suisse s’est de nouveau distinguée de ses voisins. Le PIB a
progressé de deux pourcents et les comptes de la Confédération ont une fois de plus
affiché un excédent. Alors que le budget prévoyait un déficit de 400 millions de francs,
un surplus conséquent d’environ 1.3 milliards de francs a été enregistré. Le taux de
chdémage a légerement augmenté durant I'année sous revue, mais en comparaison
européenne le niveau affiché, de I'ordre de 3.2 pourcent, est resté trés bas.

L'acquisition prévue d’avions de combat du type «Gripen» a fait couler beaucoup
d’encre durant I'année sous revue. Des indiscrétions publiées dans la presse au sujet de
|"évaluation et du contrat de vente des 22 avions d’un montant de 3.126 milliards de
francs ont soulevé la question de savoir si le Gripen était I'avion approprié. Apres bien
des tergiversations, les Chambres fédérales se sont prononcées en faveur de
|"acquisition a une assez courte majorité. Cette décision n’était cependant pas
définitive. Etant donné que la loi fédérale sur le fonds d’acquisition était soumise au
reférendum facultatif, les partis de gauche et le GSsA, qui avaient déja fait part de leur
intention de lancer le référendum lors des délibérations parlementaires, mais
également un comité libéral, sous la responsabilité des Vert'libéraux, ont récolté en un
court laps de temps le nombre de signatures requises. Malgré le fait que la votation ait
été programmeé pour mai 2014, la campagne a démarré dés la fin de I'année 2013. En
septembre de [I'année sous revue, la population a exprimé une attitude
fondamentalement favorable & lI'armée en rejetant l'initiative populaire « oui a
|"abrogation du service militaire obligatoire ».
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En matiere de politique d’infrastructure, des décisions importantes sont intervenues
en 2013. Au printemps, la population a accepté a une large majorité la révision de la loi
sur I'aménagement du territoire ayant pour but une gestion plus économe du sol. La
révision, qui stipule notamment un déclassement de zones a batir surdimensionnées,
n’a soulevé une grande opposition que dans le canton du Valais, ce qui s’est manifesté
par un rejet massif a hauteur de plus de 80 pourcent. Les autres cantons ont tous
approuvé la révision de la loi. En adoptant le projet de financement et d’aménagement
de l'infrastructure ferroviaire (FAIF), les Chambres fédérales ont posé d’importants
jalons quant a l'extension des transports publics. Le parlement a autorisé une
enveloppe d’environ six milliards de francs, ce qui correspond presque & un
doublement des fonds par rapport a la proposition du Conseil fédéral. Etant donné que
FAIF contient des amendements constitutionnels, c’est le peuple qui s’exprimera sur
cet objet en 2014. La politique des transports a essuyé un revers a la fin de 'année sous
revue lorsque les citoyens ont rejeté une augmentation du prix de la vignette
autoroutiere de 40 a 100 francs. Cette décision référendaire a également eu pour
conséquence la non-réalisation de I'extension du réseau autoroutier d’environ 400 km.
La décision prise en 2011 de sortir de I'énergie nucléaire a été concrétisée sous forme
d’un message du Conseil fédéral portant sur le premier paquet de mesures de la
Stratégie énergétique 2050. Afin de pouvoir arréter les cing centrales nucléaires sans
que celles-ci ne soient remplacées, le gouvernement préconise une réduction de la
consommation d’énergie et la promotion des énergies renouvelables. La question des
délais a fait I'objet d"apres affrontements. Apres qu’un groupe d’experts internationaux
ait constaté des manquements en matiére de sécurité dans la centrale de Muhleberg,
I'exploitant FMB a décidé la fermeture du site d’ici & 2019 pour des raisons
économiques. Une initiative cantonale demandant une mise a I'arrét immédiate de la
centrale bernoise est programmée pour 2014.

La politique de la santé et la politique sociale constituent des chantiers qui
continueront de gagner en importance au cours des prochaines années. D'une part, les
évolutions démographiques demanderont des adaptations au sein du systeme de santé
publique. D’autre part, les colts liés aux avancées technologiques devront étre
maftrisés a long terme. Par sa stratégie globale « Santé2020 », le Conseil fédéral a
présenté un paquet de mesures afin que le systeme sanitaire puisse faire face aux défis
a venir. D'autre part, le vieillissement croissant de la population accroft la pression sur
les assurances sociales. Le Conseil fédéral a également publié un document de vue
d’ensemble. La « Prévoyance vieillesse 2020 » vise a réformer en profondeur et de
maniere simultanée le premier ainsi que le second pilier. Il est prévu que le
financement de I'AVS puisse étre garanti, sans baisse au niveau des rentes, par une
flexibilisation de I'age de la retraite, la référence se situant a 65 ans pour les femmes
comme pour les hommes, par un abaissement du taux de conversion minimal dans le
cadre de la prévoyance professionnelle et par une hausse de la TVA. L'assurance
invalidité doit également étre assainie. Toutefois, aprés plus de deux ans de débats au
sein des commissions et du parlement, une alliance composée de la gauche et de la
droite conservatrice a fait couler la deuxieme partie de la sixieme révision de I'Al au
cours de I'année sous revue.

Le peuple suisse a eu I'occasion de se prononcer a deux reprises sur des objets portant
sur la politique du marché du travail. En septembre, il a accepté un projet de
libéralisation dans le domaine des heures d’ouverture des magasins de stations-service
situés sur les aires d'autoroutes ou le long d'axes de circulation importants fortement
fréquentés. En coopération avec des organisations religieuses, les syndicats, le PS, les
Verts, le CSP et le PEV avaient lancé le référendum. Par ailleurs, le peuple a nettement
rejeté l'initiative populaire «1:12» de la Jeunesse socialiste a la suite d'une campagne
longue et intense. L'initiative souhaitait que le salaire le plus élevé ne puisse étre plus
de douze fois supérieur au salaire le plus bas versé par la méme entreprise.

La politique familiale a également fait I'objet de deux votations durant I'année sous
revue. L'article constitutionnel, qui avait pour but une meilleure conciliation entre vie
familiale et professionnelle, a échoué, comme cela fut le cas pour seulement onze
votations depuis 1848, & I'une des deux majorités requises. Alors que les votants ont
approuvé le texte a hauteur de 54.3 pourcent, la plupart des cantons alémaniques,
représentant une majorité de 11 4/2 voix de cantons, s’y sont opposés. En novembre,
Iinitiative populaire de I'UDC qui demandait des allegements fiscaux en faveur des
parents qui gardent eux-mémes leurs enfants n'a pas obtenu de majorité non plus.
L'initiative a été assez nettement rejetée tant par la peuple que par les cantons.

La politique agricole 2014-2017 a certes été adoptée par les Chambres, mais le
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programme a été loin de faire l'unanimité. Aprés que le référendum contre le
programme ait été abandonné, I’'Union Suisse des paysans a lancé, avec le soutien de
I'UDC, une initiative portant sur la sécurité alimentaire dont le but consiste & revenir
sur des décisions prises par le parlement. Une initiative lancée par les Verts visant a des
aliments équitables et la reprise des délibérations parlementaires relatives a la loi sur
les denrées alimentaires marqueront la politique agricole dans les prochaines années.

Au cours de lI'année sous revue, pas moins de trois partis ont fété des anniversaires
importants. Le PS a célébré ses 125 ans, les Verts leurs 30 ans et le PBD ses 5 ans
d’existence. Quant a I'UDC, elle a pu se réjouir du fait qu’elle ait, pour la premiére fois,
dépassé la barre des 20 mandats au niveau des exécutifs cantonaux et gagné du terrain
pour ce qui est des parlements cantonaux, notamment & Neuchétel et en Valais. Alors
que le PBD et les Vert'libéraux, les jeunes partis du centre, ont de nouveau enregistré
une augmentation de leurs sieges, le PS, les Verts, le PLR et le PDC y ont au final tous
laissé des plumes. Les chrétiens-démocrates se sont consolés par le fait d"étre, pour la
premiere fois de leur histoire, représentés dans tous les 26 parlements cantonaux. A
Genéve (MCG) et a Lausanne (Ensemble a Gauche), ce sont des forces politiques aux
extrémes qui ont progressé.

Problémes politiques fondamentaux:

- La SSUP, qui souhaite remplacer I'hymne national suisse actuel, a lancé un concours
artistique.

- L'interdiction faite aux partis politiques de se rendre sur la prairie du Gritli a été
assouplie.

- Les discussions autour de I'anniversaire de la bataille de Marignan de 1515 ont mis en
avant des conceptions de I'histoire qui divergent selon les partis politiques.

- Des décisions de la démocratie directe suisse influencent I'image de la Suisse a
|"étranger.

- Les peurs de l'avenir et les soucis diminuent comparé aux années précédentes; la
confiance en les institutions politiques reste élevée.

Ordre juridique:

- Le Tessin a voté pour une interdiction de porter la burqa et le nigab dans I'espace
public.

- Le parlement discute la révision totale de la loi fédérale sur la nationalité suisse.

- La révision de la loi sur le blanchiment d’argent améliore I'échange d'informations
financieres.

- Le Conseil fédéral projet une loi sur le blocage et la restitution des valeurs
patrimoniales d’origine illicite de personnes politiquement exposées a |'étranger.

- Une vive discussion sur les exécutions des peines en Suisse est déclenchée par deux
assassinats tragiques.

- Le Tribunal fédéral définie les criteres qui menent a un internement a vie.

- L'affaire «Carlos» ouvre un débat sur I'exécution des peines applicables aux mineurs.
- L'obligation de transporter des groupements de supporters des clubs sportifs est
assouplie.

- L’Asemblée fédérale transmet une motion pour lutter contre I'utilisation abusive des
armes.

- L'autorité parentale conjointe deviendra la regle.

Institutions et droits populaires:

- L'initiative demandant I'élection du Conseil fédéral par le peuple a été clairement
refusée par le peuple et par les cantons.

- Au milieu du mois de septembre, la Confédération a ouvert une plateforme Open-
Data dans le cadre du projet pilote Open Government.

- En 2013, pas moins de cing conseillers nationaux ont échangé leur costume de
parlementaire contre celui de ministre cantonal.

- Le Conseil des Etats a introduit un systéme de vote électronique suite a quelques
imprécisions de comptabilisation des votes a mains levées.

- L'acceptation de l'initiative Minder a marqué la vingtieme demande populaire
acceptée depuis 1891, et pour la douzieme fois, une divergence entre la majorité du
peuple et des cantons a été fatale pour I'arrété fédéral sur la politique familiale.

- Le Conseil fédéral a recommandé de déclarer linitiative de mise en ceuvre
partiellement invalide.

- La relation entre le droit international et national, ainsi que la mise en ceuvre
d’initiatives populaires contraires au droit international ont été largement discutées
dans I'espace public et politique.

- Le parlement s’est montré de plus en plus sceptique face a I'introduction du e-
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voting.

Structures fédéralistes:

- Le Conseil national n"a pas validé le nouveau droit de vote du canton de Schwytz.

- La Conférence des gouvernements cantonaux (CdC) a fété ses 20 ans d’existence.

- La péréquation financiére nationale est de plus en plus critiquée; de nombreuses
propositions de modifications animent les débats.

- Le nombre de commune a atteint le niveau le plus bas; la forte tendance a des fusions
s’est poursuivie.

- L'initiative sur la fusion des cantons de Bale-Campagne et Béle-Ville a été conclue, les
discussions qui I'entourent n"ont pas passionné.

- Le Jura bernois et le canton du Jura n‘ont entamé aucune procédure concernant une
possible fusion: si la proposition a été acceptée par le canton du Jura lors de la
votation populaire, elle a été rejetée par la partie francophone du canton de Berne.

Elections:

- Dans de nombreux cantons, des réformes du droit de vote ont été discutées et en
partie mises en ceuvre.

- Dans quatre cantons, les parlements cantonaux ont été renouvelés. Du coté des
vainqueurs, nous retrouvons les vert’libéraux, le PBD et aussi I'UDC. A Genéve, le MCG
et I'extréme gauche ont progressé. Les principales pertes sont a déplorer du c6té du
PLR.

- Dans cing cantons, les élections pour le gouvernement ont eu lieu. Il n'y a qu’a
Soleure que la composition du gouvernement ait été confirmée. Du c6té des cantons
d’Appenzell Rhodes-Intérieures, du Valais, de Genéve et de Neuchatel, nous avons
assisté a des modifications relativement importantes des gouvernements, avec
notamment la non-réélection d"anciens membres.

- Dans deux des trois cantons ou des élections complémentaires ont eu lieu, la
composition partisane du gouvernement a changé (AR, BL); dans le canton de Fribourg,
le PDC a réussi a défendre son siege face au PS.

- N’ayant pas de viennent-ensuite sur leur liste électorale, la Lega a désigné un nouveau
ministre.

- A Lugano, lors des élections du conseil municipal, la Lega a conquis un troisieme siege
au dépend du PLR. A Zurich, la gauche alternative est entrée a I'exécutif au frais du
PLR.

Politique étrangére:

- Les fermetures de consulats et d’ambassades ordonnées par le Département fédéral
des affaires étrangéres (DFAE) suite aux demandes d’économies du parlement ont été
combattues par ce méme parlement.

- Le réglement des questions institutionnelles a continué de bloquer la conclusion de
nouveaux accords avec I'UE.

- Le Conseil fédéral a maintenu la clause de sauvegarde envers les pays de I'UE-8 et I'a
également élargie aux pays de I'UE-17.

- Les relations avec la France ont été entachées par la dénonciation des forfaits fiscaux
accordés a certains expatriés fiscaux et la nouvelle convention sur les successions
refusée par le parlement helvétique.

- Un accord de libre-échange a été signé avec la Chine.

- Invitée par la Russie, la Suisse a participé au G20 a Moscou.

- Genéve a accueilli des conférences internationales visant & mettre un terme a la
guerre en Syrie, ainsi que des pourparlers sur le dossier du nucléaire iranien.

Armée:

- L’engagement de la Swisscoy au sein de la Kosovo Force multinationale (KFOR) a été
prolongé jusqu’en 2017.

- L’acquisition des avions de combat «Gripen» a passé la rampe parlementaire malgré
des sons discordants.

- Le Conseil fédéral a esquissé les contours du Développement de I'armée (DEVA), qui
constitue la mise en ceuvre du rapport sur I'armée 2010 et du rapport sur la politique
de sécurité de 2010.

- L'initiative populaire demandant I'abrogation du service militaire obligatoire a subi
une nette défaite aux urnes.

- L"avenir de la protection civile sera présenté dans le cadre d’une Stratégie 2015+.

Politique économique:
- Le produit intérieur brut de la Suisse a progressé de deux pourcents au cours de
|"'année sous revue.
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- Dans le cadre du projet Swissness, les chambres fédérales se sont mises d’accord sur
les criteres permettant une meilleure protection de la «marque suisse».

- Le Conseil des Etats a adopté une révision de la loi sur les cartels.

- Le peuple suisse a accepté I'initiative populaire contre les rémunérations abusives,
mais a rejeté l'initiative 1a12.

- En relation avec la révision de la loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite
(LP), le parlement a introduit une obligation de plan social s’agissant des licenciements
collectifs.

Crédit et monnaie:

- La Banque Nationale a maintenu le cours plancher face a I'Euro et a activé le volant de
fonds propres anticyclique afin d’éviter une surchauffe du marché immobilier.

- Le parlement a approuvé un accord en vue d'une mise en ceuvre simplifiée de
|"accord FATCA.

- Les Etats-Unis ont proposé un programme unilatéral visant le reglement du passé des
banques afin de résoudre le différend fiscal.

- Le Conseil fédéral a exprimé son intention d’'instaurer I'échange automatique
d’informations des que ce dernier serait considéré comme un standard international.

- Un groupe d’experts pour le futur de la place financiere suisse a été créé.

Agriculture:

- La politique agricole de 2014 & 2017 a été acceptée par les différents conseils et
inscrite comme décret.

- Deux initiatives & propos de I'alimentation et des provisions du peuple suisse ont été
lancées.

- L'administration et le parlement ont pris différents mesures pour empécher
|"extinction des abeilles.

- Avec une hausse du prix du lait, la premiere depuis la suppression des contingents en
2009, une situation favorable pour les producteurs semble se dessiner.

- Les conseils ont menés des consultations a propos de la loi sur les denrées
alimentaires.

- Le Conseil fédéral a pris des mesures dans le cadre de la protection des troupeaux
face a nos grands prédateurs.

Finances publiques:

- Le Conseil fédéral a rejeté la Convention en matiere d'imposition sur les successions
avec la France.

- Le Conseil fédéral a recommandé d'accepter I'initiative populaire «pour le couple et
la famille - non a la pénalisation du mariage» émanant du PDC.

- Dans le domaine de la TVA, le parlement a décidé de ne pas entrer en matiére sur le
modele a deux taux.

- Le Conseil national a renvoyé au Conseil fédéral le programme de consolidation et de
réexamen des taches 2014.

- Les comptes 2013 ont affiché un excédent de 1.3 milliards de francs, un résultat
nettement supérieur aux prévisions.

- Le budget 2014 a affiché un surplus de 121 millions de francs.

Energie:

- Le Conseil fédéral a présenté au parlement son message relatif au premier paquet de
mesures de la Stratégie énergétique 2050.

- L'initiative populaire «Pour un approvisionnement en électricité sir et économique»
a abouti.

- Les Forces motrices bernoises (FMB) ont annoncé qu’elles débrancheraient la
centrale atomique de Muhleberg (BE) en 2019.

- Le Conseil des Etats a rejeté la réintroduction du droit de véto des cantons en
matiére de dépodts de déchets radioactifs.

- Le parlement a fortement augmenté la rétribution a prix coltant du courant injecté
(RPC), ce qui a amené le parti socialiste a retirer son initiative populaire cleantech.

Transports et communications:

- Les divergences au sujet de FAIF ont pu étre éliminées durant les délibérations
parlementaires.

- Des prises de position critiques dans le cadre de la consultation relative a
|"assainissement du tunnel routier du Gothard n’ont en rien changé I'intention du
Conseil fédéral de construire un deuxieme tube.

- Le parlement a adopté la loi fédérale sur la construction et le financement d’un
corridor continu de quatre metres au Gothard.
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- Le peuple suisse a rejeté la loi sur la vignette autoroutiere.
- Le traité international destiné a résoudre le conflit portant sur le bruit de trafic aérien
a été ratifié par ’Assemblée fédérale, mais mis en veilleuse par I’Allemagne.

Aménagement du territoire et logement:

- En mars, la loi révisée sur 'aménagement du territoire a été largement acceptée dans
les urnes; seul le canton du Valais I'a tres clairement refusée a plus de 80 pourcent de
non.

- Le parlement a chargé le Conseil fédéral, a une large majorité, de classer le projet
visant a abroger la Lex Koller.

- Le Tribunal fédéral a accepté deux plaintes de Helvetia Nostra relatives a la
construction de résidences secondaires aprées la votation, il a confirmé aussi le droit de
recours de |'organisation.

- Le Conseil fédéral a présenté son projet relatif a la mise en ceuvre de l'initiative sur
les résidences secondaires, s'il a été salué par les régions de montagne, des
organisations de protection de la nature et de I'environnement I'ont refusé.

- Un postulat a incité le Conseil fédéral a examiner la prise des mesures
d’accompagnement dans le domaine du logement.

Protection de I'environnement:

- Le Conseil fédéral a décidé d'un contre-projet indirect a l'initiative «pour une
économie durable et fondée sur une gestion efficiente des ressources». Il a envoyé le
projet en consultation.

- Le contre-projet indirect a l'initiative populaire «Eaux vivantes» concernant la
protection et ['utilisation des eaux, effectué en 2011, a provoqué neuf initiatives
cantonales jusqu’a fin 2013; un postulat accepté par le Conseil national exige un
rapport sur les effets de la délimitation des espaces réservés aux eaux sur |'agriculture
et sur les propriétaires de zones a batir classées.

- Une initiative parlementaire acceptée par la commission confie au Conseil fédéral
|"élaboration d'un reglement qui devrait condamner I'abandon de déchets sur la voie
public (Littering).

- Le parlement a accepté une révision de la loi sur la réduction du bruit émis par les
chemins de fer. L'objectif est de renforcer la protection contre le bruit pour les
riverains du rail.

Population et travail:

- Le Conseil fédéral a activé la clause de sauvegarde a I'égard des pays de I'Union
européenne.

- Le taux de chdmage est passé de 2.9 pourcent a 3.2 pourcent.

- Les salaires nominaux ont progressé de 0.7 pourcent, les salaires réels de 1.0
pourcent.

- Le parlement a rejeté I'initiative populaire sur les salaires minimums.

- Le peuple a accepté une libéralisation des heures d’ouverture des magasins de
stations-services.

- La nouvelle convention collective du travail de I'industrie des machines a introduit
des salaires minimums.

Santé, assistance sociale, sport:

- Dans le cadre de la stratégie «Santé2020>», le Conseil fédéral a esquissé les contours
de la politique sanitaire des prochaines années et a ainsi mis sur pied plusieurs
programmes.

- Le parlement a émis un contre-projet a I'initiative «oui a la médecine de famille», ce
qui a provoqué son retrait.

- Le Conseil des Etats s’est penché en tant que premier conseil sur la révision de la loi
sur la transplantation.

- La nouvelle loi relative a la recherche sur I'étre humain est entrée en vigueur.

- Suite a I'élimination de divergences, le parlement a décidé une limitation a durée
déterminée de I'admission des médecins spécialistes.

- Une initiative populaire demandant «davantage de places de formation en médecine
humaine» a été lancée.

- Le peuple a accepté la nouvelle loi sur les épidémies lors d’une votation référendaire.
- La révision de la loi fédérale sur I'alcool a créé plusieurs divergences entre les deux
Chambres.

- Aprés le refus par le peuple grison, la Suisse ne sera pas candidate a I'organisation des
jeux olympiques d’hiver de 2022.

Assurances sociales:
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- Les initiatives populaires «AVSplus» et «Pour un revenu de base inconditionnel» ont
abouti.

- Le Conseil fédéral a concrétisé sa stratégie de réforme global de la «Prévoyance
vieillesse 2020» laquelle doit amener une consolidation financiere du niveau des
prestations.

- Les conseils ont largement rejeté le deuxieme paquet de mesure de la révision 6b de
I’Al et enterré ainsi les projets de révisions.

- Apres avoir essuyé de nombreuses critiques lors de la consultation, le Conseil fédéral
a renoncé a lancer un contre-projet a linitiative «Pour une caisse publique
d’assurance-maladie>.

- Dans un contexte d'urgence, les conseils ont autorisé temporairement de nouveau
I"admission de médecins spécialistes.

Groupes sociaux:

- Le Conseil fédéral a dévoilé ses premieres pistes afin de mettre en ceuvre l'initiative
de I'UDC «pour le renvoi des criminels étrangers».

- L'initiative «contre I'immigration de masse» a été refusée par les chambres et les
débuts de campagnes avant la votation populaire ont été enflammés.

- Le référendum lancé par les Verts contre les mesures urgentes décidées dans le
domaine de l'asile a échoué devant le peuple.

- Bien qu’acceptée majoritairement par le peuple, I'initiative demandant I'introduction
d’un article constitutionnel pour la famille n"a pas su convaincre la majorité des cantons
suisses.

- Les chambres fédérales ont refusé I'initiative populaire «financer |'avortement est
une affaire privée».

- L'initiative visant a instaurer des déductions fiscales pour les personnes qui gardent
leurs enfants elles-mémes a été refusée en votation populaire.

- Le Conseil des Etats a introduit la possibilité pour les couples homosexuels d’adopter
les enfants de leur conjoint.

Enseignement et recherche:

- Dotée d'un crédit de 305.5 millions, la Suisse participera au programme «Erasmus
pour tous» d’éducation, de formation, de jeunesse et de sport de I'UE (2014-2020).

- La loi sur la formation continue concrétise le mandat constitutionnel de 2006.

- L'initative sur les bourses de I"lUnion des Etudiant-e-s de Suisse (UNES) est valable. Un
contre-projet indirect du Conseil fédéral a été mis en place.

- Numerus clausus, taxes d’études et sélection qualitative ont animé les débats,
notamment dans le cadre des Ecoles polytechniques fédérales (EPF).

- Le Parlement a validé le crédit de 4'389 millions de francs qui assure la participation
de la Suisse aux programmes-cadres de recherches européens Horizon 2020.

Culture, langues, églises:

- L'acceptation d'un postulat pousse le Conseil fédéral a examiner la possibilité
d’exposer publiquement la collection d’art de la Confédération.

- A llintention du Parlement, le gouvernement a adopté une révision compléte de la loi
sur la protection des biens culturels.

- A Lugano, les enseignants se sont rencontrés dans le cadre de la premiére conférence
sur un renforcement de 'italien comme troisiéme langue nationale.

- Le Conseil national a invité le Conseil fédéral a établir un rapport sur la présence de
symboles religieux dans les lieux publics.

- Suite a l'initiative des paroisses qui demande de la désobéissance envers |'église
catholique, les évéques de Béle, Coire et Saint-Gall ont d( suivre une invitation a
Rome.

- Le rapport du Conseil fédéral sur la situation des musulmans en Suisse n’a relevé
aucune différence religieuse significative.

Médias:

- Selon le conseiller fédéral Maurer mais aussi les auteurs des quatriemes Annales
«Qualités des médias», il existe des probléemes concernant la diversité des médias qui
diminue.

- Suite a une nouvelle méthode pour mesurer la part d’audience et en raison de la
contestation de ces résultats par les stations privées - «3Plus» en particulier - la
publication du nombre de téléspectateurs a été retardée de plus d'une demie année -
source de colére des annonceurs.

- Le Conseil fédéral a présenté son message pour la modification de la loi sur la radio et
la télévision, avec comme objectif un remplacement de la taxe Billag par une redevance
générale.
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- Malgré les critiques des partis bourgeois et des fournisseurs privés, un changement
de concession a permis a la SRG SSR d"élargir son offre en ligne.

- Dans le cadre d'un rapport en réponse a un postulat, le Conseil fédéral n'a trouvé
aucune lacune dans la législation au sujet des réseaux sociaux.

Partis:

- En 2013, trois partis ont fété un anniversaire important: le PS a célébré ses 125 ans, les
Verts leur 30 ans et le PBD ses 5 ans d’existence.

- La politique familiale a engendré des tensions au sein du PLR entre les femmes PLR et
la direction du parti.

- Deux initiatives de I"'UDC ont échoué: I'UDC n’avait jamais recu si peu de soutien
populaire qu'avec son idée d’élection du Conseil fédéral par le peuple.

- Pour la premiere fois de son histoire, 'UDC détient plus de 20 siéges dans les
exécutifs cantonaux.

- Le PDC a connu un revers historique dans le canton du Valais; mais en gagnant un
siege dans le canton de Neuchétel, il est pour la premiere fois représenté dans tous les
parlements cantonaux de Suisse.

- Avec son référendum contre l'acquisition du Gripen, les Vert'libéraux ont été le
premier parti ne se réclamant pas de gauche a s‘opposer a un projet d’achat de
|"armée.

- Alors que le parti de protestation MCG a connu un grand succés a Geneve, la Lega a
dd faire le deuil de son fondateur Giuliano Bignasca.

Associations et autres groupes d’intérét:

- A la suite de son échec dans le cadre de I'initiative sur les rémunérations abusives,
Economiesuisse s’est fondamentalement restructurée.

- Pour la premiere fois, une femme a été élue vice-présidente de I'Union Suisse des
Paysans.

- Les syndicats ainsi que les associations traditionnelles ont dd constater une
régression du nombre de membres.

- Quatre caisses d’assurance-maladie ont quitté 'association Santésuisse et mis en
place une organisation concurrente du nom de Curafutura.

- Une conseillére nationale socialiste a repris la présidence de ATE.

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Die EVP prasentierte ihre Wahlziele auf einer A4-Seite auf welcher Religionsfreiheit, ein
Ende der ,Familienstrafe™ (in Steuersachen), Schuldenabbau, ein Stopp des
Krankenkassenpramienwachstums und des Energieverbrauchs gefordert wurden.
Daruber hinaus wollte sich die EVP fur die Halbierung der weltweiten Armut einsetzen.
Ziel der CSP war die Verteidigung ihres Sitzes. Sie trat mit Marie-Théréese Weber-Gobet
(FR) an, die 2010 fur Hugo Fasel nachgerutscht war. In den Kantonen Genf und Waadt
trat das Mouvement Citoyens Romand (MCR) an, eine in Genf gegriindete Bewegung
(Mouvement Citoyens Genevois) die sich mit scharfen Protesten gegen Grenzgénger
nicht nur einen Namen gemacht hatte, sondern bei den kantonalen und kommunalen
Genfer Wahlen auch viele Stimmen auf sich vereinen konnte. Neben dem
Grenzgangerthema machte das MCR in Genf auch mit Aktionen gegen Krankenkassen
von sich reden. Trotz erfolgloser Teilnahme an den Wahlen von 2007 wurden die
Chancen des MCR fur 2011 als intakt betrachtet. Die Alternative Linke wollte sich flr
eine radikale Anderung der Gesellschaft auf antikapitalistischer, dkosozialistischer,
demokratischer und feministischer Basis einsetzten und prasentierte Leitplanken fur
die Umsetzung dieser Idee. Schwerpunkte des Aktionsprogramms der EDU waren unter
anderem die Glaubensfreiheit (inkl. Durchsetzung des Minarettverbots), Lebensschutz
(gegen Abtreibung und gegen Sterbehilfe) und Familienpolitik (private statt staatliche
Betreuung). Die Lega versprach sich einzusetzen gegen Missbrauche im Asylwesen, bei
der Einwanderung und bei den Sozialversicherungen. Zudem solle das Bankgeheimnis
geschitzt bleiben. Die Sozial-Liberale Bewegung (SLB) war nach dem Ausschluss von
Ricardo Lumengo aus der SP gegrindet worden. Seit Sommer 2011 hatte diese Partei
also einen Nationalratssitz inne und durfte deshalb in der Wahlbroschire des Bundes
Werbung fur sich machen. Sie schrieb sich dort nachhaltige Energie, respektvolle
Migration und bezahlbare Gesundheit auf ihre Fahnen. In sieben Kantonen (GE, BE, ZH,
FR, BS, AG, VD) trat auch die Piratenpartei an, die auf einen Berliner-Effekt hoffte. Die
2006 in Schweden gegrundete Bewegung hatte in der deutschen Hauptstadt bei den
Wahlen ins Landesparlament im September 2011 auf Anhieb 15 Sitze gewonnen. Die
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monothematische Partei mit liberaler Ausrichtung setzt sich fir Transparenz und
Zensurverbote im Internet ein. '

Eidgendssische Wahlen 2023

Im Nationalrat wechselten per Saldo 7.5 Prozent der 200 Sitze die Parteifarbe (zum
Vergleich: 2019 waren es 14.5%, 2015 ebenfalls 7.5% und 2011 11.5%; in Deutschland
wechselten 2017 26% und in Frankreich 2017 sogar 70% aller Parlamentssitze die
Parteifarbe) und in zehn Kantonen kam es zu keinen parteipolitischen Verédnderungen
bei den Volksvertretungen in Bern. Die Medien interpretierten den Wahlausgang
trotzdem als  «Rechtsrutsch» und als Zeichen eines  gewachsenen
«Sicherheitsbedlrfnisses» in der Bevolkerung. Grund flr diese Beurteilung war, dass
die SVP netto 9 Sitze hinzugewinnen konnte (Sitzgewinne in BE, GL, FR, SG, GR, AG, TI,
VD, NE, JU; Sitzverlust in NW) und mit neu 62 Sitzen deutlich stérkste Partei blieb. Mit
zwei zusétzlichen Sitzen (Sitzgewinne in ZH, BE, LU, VD und GE; Sitzverluste in FR, BS,
GR; neu: 41 Sitze) wurde in den Medien auch die SP als Wahlsiegerin betrachtet. Mit
ebenfalls zwei Sitzgewinnen (beide in GE; neu 2 Sitze) zog das MCG wieder ins
Parlament ein. Je einen Sitz gewinnen konnten zudem die Mitte (Sitzgewinne in ZH (2),
NW, VD; Sitzverluste in GL, TI, JU; neu: 29 Sitze) und die EDU (Sitzgewinn in ZH; neu: 2
Sitze). Diese Erfolge gingen insbesondere auf Kosten der GLP, die 6 Sitze abgeben
musste (ZH (-2), LU, SG, VD, GE; neu: 10 Sitze), und der Grlinen, die in 5 Kantonen je
einen Sitz verlor (ZH, BE, TG, VD, GE; neu: 23 Sitze). Einen Sitzverlust mussten auch die
FDP (Sitzgewinn in TG; Sitzverluste in BE, VD; neu 28 Sitze) und die EVP (AG; neu 2 Sitze)
hinnehmen. Nicht mehr im Parlament vertreten sind die PdA (Sitzverlust in NE) und
Ensemble a Gauche (Sitzverlust in GE).

Gemessen an der Zahl der Sitze uberholte die Mitte damit die FDP und wurde neu
drittstarkste Partei in der grossen Kammer. Zu reden gaben diesbezlglich freilich eher
die Wahlendenprozente. Das Bundesamt flr Statistik hatte aufgrund eines
Programmierfehlers zuerst fehlerhafte Parteienstarken bekannt gegeben, bei denen die
Mitte auch hinsichtlich Wahlendenstarke knapp vor der FDP gelegen hatte. Obwohl sich
an der fur Abstimmungen und Wahlen im Parlament entscheidenden Sitzzahl aufgrund
des Fehlers nichts anderte, kam es ob der drei Tage nach den Wahlen
bekanntgegebenen  Korrektur zu  einigen  witenden  Kommentaren  von
Parteiverantwortlichen. Verschiedene Expertinnen und Experten beflrchteten gar
einen Verlust des Vertrauens in die Demokratie. Nach Wahlendenprozenten konnten
die SVP (27.9%; +2.3 Prozentpunkte), die SP (18.3%; +1.5 PP) und die Mitte (14.1%; +0.3
PP) zulegen, wahrend die FDP (14.3%; -0.8 PP), die Grinen (9.8%; -3.4PP) und die GLP
(7.6%; -0.2 PP) Anteile verloren. Das auffallig starke Ungleichgewicht zwischen Sitz- und
Wahlendenverlust bei der GLP duarfte auf die im Vergleich zu 2019 weniger
erfolgreichen  Listenverbindungen  zurtckzuftihren sein. Bei den letzten
eidgendssischen Wahlen waren einige Sitzgewinne der GLP geschickten Verbindungen
mit anderen Parteien geschuldet.

Obwohl der Anteil an Frauen auf den Listen noch nie so gross war wie bei den Wahlen
2023 (45%; 2019: 41%), fiel der Frauenanteil in der grossen Kammer im Vergleich zu
2019 (42%) um rund vier Prozentpunkte (38.5%). Die Wahlbeteiligung betrug 46.7
Prozent (2019: 45.1%) und schwankte zwischen 24.5 Prozent (Al) und 61.6 Prozent (SH).

Zu Sitzverschiebungen kam es auch im Standerat. Schon wahren der Legislatur war es
zu drei Ersatzwahlen gekommen, in denen die SP in Freiburg einen Sitz an die Mitte und
in St. Gallen einen Sitz an die SVP verloren hatte. Der aufgrund der Wahl von Elisabeth
Baume-Schneider in den Bundesrat frei werdende Sitz im Kanton Jura wurde aufgrund
des Proporzwahlverfahrens gehalten. Die Gesamterneuerungswahlen fuhrten dazu, dass
funf Sitze die Parteifarbe wechselten und es in acht Kantonen zu Veradnderungen kam.
Starkste Partei in der kleinen Kammer blieb die Mitte, die neu Uber 15 Sitze verflgte und
in 14 Kantonen Vertretungen stellte (SG, AG, LU, VS (2), TG, SO, GR, FR, T, ZG, UR, JU,
OW, Al). In den Kantonen Aargau (auf Kosten der SVP) und Tessin (auf Kosten der SP)
konnte die Mitte je einen Sitz erobern, musste aber ihren Sitz im Kanton Schwyz (zu
Gunsten der FDP) abgeben. Mit per Saldo einem Sitzverlust (Sitzgewinn in SZ auf Kosten
der Mitte; Sitzverluste in ZH zu Gunsten der GLP und in NE zu Gunsten der SP) hélt die
FDP als nach wie vor zweitstarkste Partei im Stockli noch 11 Sitze (AG, VD, LU, GR, SZ, FR,
ZG, AR, NW, GL, UR). Die SP gewann per Saldo zwei Sitze hinzu (Sitzgewinne in SH auf
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Kosten des parteilosen Thomas Minder, in VD auf Kosten der GP und in NE auf Kosten
der FDP; Sitzverlust im Tl zu Gunsten der Mitte) und konnte somit im Stockli im
Vergleich zu den Wahlen 2019 unveréndert auf 9 Sitzen Platz nehmen (ZH, BE, VD, GE,
SO, BS, SH, NE, JU) respektive ihre wahrend der Legislatur eingefahrenen Verluste
wieder ausgleichen. Viertstarkste Partei blieb die SVP mit 6 Sitzen (BE, SG, TG, TI, SZ,
SH). Sie verlor ihren Sitz im Kanton Aargau (zu Gunsten der Mitte) und musste den
Verlust ihres langjahrigen Fraktionsmitglieds Thomas Minder im Kanton Schaffhausen
hinnehmen, der zu Gunsten der SP nicht wiedergewahlt wurde. Die Grlnen verloren
zwei Sitze (in den Kantonen VD und GE) und verflgten damit nur noch Uber drei
Kantonsvertretungen (GL, NE, BL). Wieder beziehungsweise neu im Standerat sitzen
durften zudem mit je einem Sitz die GLP (ZH auf Kosten der FDP) und das MCG (GE auf
Kosten der GP). Aufgrund von neun Ricktritten und vier Nichtwiederwahlen (GE, SZ, NE,
SH) wurden also 13 neue Mitglieder in die kleine Kammer gewahlt; darunter vier Frauen,
womit der Frauenanteil in der kleinen Kammer mit 34.8 Prozent (16 Sitze) einen neuen
Rekord erreichte (2019: 26.1%; vor den Wahlen in der Herbstsession 2023: 30.4%).

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Fiir effiziente zentrale Beschaffungsstellen setzte sich Roger Golay (mcg, GE) Ende
2016 ein. Der in der SVP-Fraktion politisierende Angehdrige des MCG wollte sich mit
einem gleichlautenden Postulat darum bemdihen, etwas Licht in die finanziellen
Rahmenbedingungen flr die Armasuisse, aber auch fur andere Beschaffungsstellen, zu
bringen. Eine Zentralisierung von Dienststellen habe zudem Effizienzsteigerungen zum
Ziel, argumentierte er. Im geforderten Bericht solle aufgezeigt werden, welches die
spezifischen Bedurfnisse der Armasuisse seien und wie Ressourcen umverteilt werden
kénnten, die bis anhin in verschiedenen Departementen vorhanden gewesen und im
Nachgang an die Reduzierung von Beschaffungsstellen frei geworden seien. Der
Postulant empfand es als stossend, dass das Volumen der Auftrage, welche die
Armasuisse von ausserhalb des VBS erhielt, gestiegen war. Diese Zusatzbelastung fihre
dazu, dass die Beschaffungsauftrage nicht mehr fristgerecht und hochqualitativ
bewaltigt werden kénnten, was unter anderem zu Engpéssen fuhre. Hinzu komme eine
Reduktion des Armasuisse-Personals um 15 Prozent in den letzten Jahren, was ebenfalls
dazu beitrage, dass komplizierte Beschaffungen des Bundes, die teilweise umstritten
oder problembehaftet seien, nicht zufriedenstellend abgewickelt werden kénnten.

Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates. Eine Diskussion erubrigte sich
damit im Nationalrat, das Geschéaft wurde in der Frihjahressession 2017 diskussionslos
und stillschweigend angenommen. 33 Parlamentarierinnen und Parlamentarier aus dem
rechtsburgerlichen Lager hatten den Vorstoss bei der Einreichung mitunterzeichnet.

Dieses Postulat von Golay stutzte sich auf eine Reihe éhnlicher Vorstosse, die kurz zuvor
behandelt worden waren. Angestossen worden war die Diskussion Mitte 2016 von
Nationalrat Barrile (sp, ZH; Ip. 16.3564). «Wurden die Hausaufgaben bei
Rustungsbeschaffungen gemachte», fragte der Zircher Sozialdemokrat den Bundesrat
und sprach eine Reihe von Beschaffungen an, die seiner Meinung nach problematisch
waren. Er kritisierte insbesondere verwaltungs- respektive bundesamtsinterne Prozesse
bei der Beurteilung von anzuschaffenden RuUstungsgitern. Die dazu verfasste
Stellungnahme des Bundesrates befriedigte den Interpellanten nur teilweise, weswegen
eine Ratsdebatte im Herbst 2016 verschoben wurde. Spater wurde das Geschaft
abgeschrieben, weil die Aspekte im oben beschriebenen Prozess aufgenommen worden
waren.

Ende 2016 beklagte Edith Graf-Litscher (sp, TG; Po. 16.3767) in ihrem Postulat, dass das
VBS zu viele Auftrage freihandig vergebe. Die Sozialdemokratin war der Meinung, dass
mehr Beschaffungen im Ublichen Wettbewerbsverfahren vergeben werden sollten. Ihr
Vorstoss wurde auf Antrag der Regierung abgelehnt.

Im Mérz 2017 nahm Angelo Barrile (sp, ZH; Mo. 16.3815) diesen Aspekt in einer Motion
wieder auf. Der Motionar verlangte mehr Rechtsschutz bei Beschaffungen des VBS. Sein
Ziel war es, dass der Anteil von Beschaffungen, die nicht den WTO-Regeln unterstellt
sind, auf das sicherheitspolitisch unverzichtbare Minimum zu begrenzen sei.
Grundsatzlich sollten die Beschaffungen den gangigen WTO-Richtlinien entsprechend
ausgeschrieben werden, womit sowohl Rechtsschutz als auch Transparenz erhoht
wirden. Der Nationalrat lehnte diesen Vorstoss mit 120 zu 60 Stimmen (bei drei
Enthaltungen) ab.

Bevor Golay mit seiner Motion Ende 2016 den hier beschriebenen Prozess ins Rollen
brachte, hatte auch er sich im Herbst zuvor mit einer Frage (Frage 16.5397) an die
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Landesregierung gewandt. Er wollte wissen, ob die Armasuisse Uber angemessene Mittel
und Ressourcen verflge, um ihre zahlreichen und anspruchsvollen Aufgaben
wahrnehmen zu kénnen. Der bundesratlichen Antwort war zu entnehmen, dass die
zustandigen Stellen tatsachlich vor Herausforderungen stinden, jedoch bereits
entsprechende Abklérungen im Gange seien. Man sei bemuht, samtliche wichtigen
Beschaffungsmandate mit der nétigen Sorgfalt zu erfullen. ?

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Am 13. Februar 2022 beschloss die Genfer Stimmbevélkerung, den Zugang zu
Sozialwohnungen zu erschweren. Konkret haben mit der Anderung nur noch Personen,
die mindestens vier der letzten acht Jahre im Kanton Genf gewohnt haben, Zugang zu
einer der knapp 20'000 Genfer Sozialwohnungen. Bisher lag diese Frist bei zwei Jahren
Aufenthalt innerhalb der letzten funf Jahre. Wie die Zeitung Tribune de Genéve
berichtete, seien aktuell rund 7'300 Personen auf der Warteliste fir eine
Sozialwohnung, wobei rund 90 Prozent der Bewerbenden das Vierjahreskriterium
erflllen durften.

Die Anderung ging auf eine vom MCG im Genfer Grossen Rat angestossene und von
rechten Parteien mitgetragene Gesetzesadnderung zurlick. Der MCG begrindete sein
Anliegen damit, dass es nicht fair sei, dass jemand nach bereits 24 Monaten Aufenthalt
Zugang zu einer Sozialwohnung bekomme. Dieser Umstand habe Menschen in prekédren
Situationen von ausserhalb des Kantons angezogen und dazu geflhrt, dass Genferinnen
und Genfer keine Wohnung finden kénnten und gezwungen seien, Genf Richtung
Frankreich oder den Kanton Waadt zu verlassen. Die Gesetzesdnderung war im Juli 2021
vom Parlament beschlossen worden, wobei anschliessend linke Parteien,
Gewerkschaften und Mietverbédnde das Referendum ergriffen hatten. Die linken
Parteien, die sich gegen die Anpassung ausgesprochen hatten, beschrieben das Projekt
als «diskriminierend und unsozial» und monierten, dass es nichts am eigentlichen
Problem é&ndere: dem Mangel an bezahlbarem Wohnraum in Genf. Ausserdem
kritisierten sie die Vorlage fur ihren «spaltenden und rein propagandistischen»
Charakter. Eine knappe Mehrheit von 50.7 Prozent der Stimmburgerinnen und
Stimmblrger sprach sich fir die Anderung aus. Die Stimmbeteiligung lag bei 54.0
Prozent.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Parteien

Jahresriickblick 2023: Parteien

Fur die Parteien stand das Jahr 2023 Uberwiegend im Zeichen der National- und
Standeratswahlen sowie der Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats. Dies schlagt
sich auch in der Medienprasenz der Parteien nieder, die sich dem Spitzenwert aus dem
letzten eidgendssischen Wahljahr 2019 annédherte und im Wahimonat Oktober
kulminierte (vgl. Abbildungen 1und 2 der APS-Zeitungsanalyse).

Die SVP lancierte ihren Wahlkampf mit einem neuen Parteiprogramm, das sich unter
anderem gegen «Gender-Terror und Woke-Wahnsinn» wandte. Im Wahlkampf ruckte
die Partei mit der Asyl- und Migrationspolitik indessen zunehmend zwei ihrer
klassischen Kernthemen ins Zentrum. Nebst ihren inhaltlichen Forderungen bescherten
der SVP auch ein Wahlkampfsong und ein aufwandiger Wahlkampfanlass viel
Aufmerksamkeit. Bei den Nationalratswahlen erzielte die Partei schliesslich das
drittbeste Resultat ihrer Geschichte, im Standerat musste sie hingegen Verluste
hinnehmen. Bei den Bundesratswahlen sprach sich die SVP fur ein Festhalten an der
bisherigen Sitzverteilung aus, erhob jedoch - letztlich ohne Erfolg - mit einem
Zweierticket Anspruch auf die Nachfolge von Bundeskanzler Walter Thurnherr.

Auch in diesem Jahr zeigte sich die SVP aktiv bei der Nutzung der Volksrechte. So
lancierte sie ihre «Nachhaltigkeitsinitiative» und brachte - unter Ruckgriff auf
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unlbliche Methoden - das Referendum gegen das Klimagesetz zustande, an der Urne
konnte sie das Gesetz aber nicht zu Fall bringen. Verschiedentlich wurde in den Medien
diskutiert, ob sich die SVP genlgend gegen Rechtsextremismus abgrenze. Anlass dazu
boten unter anderem die in zwei Kantonen eingegangenen Listenverbindungen mit
Mass-voll und Verbindungen einzelner SVP-Exponentinnen und -Exponenten zur
Jungen Tat.

Die SP konnte sowohl bei den Nationalrats- als auch bei den Standeratswahlen zulegen.
Eine Erklérung fur den Wahlerfolg sah die Presse in der Themenlage, die der SP mit
Inflation, steigenden Mieten und Krankenkassenpramien in die Hande gespielt habe. Die
Partei hatte in ihrem Wahlkampf denn auch das Thema Kaufkraft an erste Stelle gesetzt.
Im Rampenlicht stand die SP im Zusammenhang mit den Bundesratswahlen, bei denen
sie den Sitz des zurilcktretenden Alain Berset zu verteidigen hatte (vgl. Abbildung 1).
Letztlich wahlte die Bundesversammlung mit Beat Jans unter einigen Nebengerauschen
einen der beiden offiziellen SP-Kandidaten.

In der direktdemokratischen Arena musste die SP eine Niederlage hinnehmen, als die
von ihr bekdmpfte OECD-Mindeststeuer an der Urne deutlich angenommen wurde.
Einen Erfolg konnte sie hingegen mit dem Zustandekommen ihrer Kita-Initiative
verbuchen. Bereits vor den Wahlen hatte die SP ihr Fraktionsprasidium neu zu
besetzen. Wie schon die Bundespartei wird nun auch die Fraktion von einem
geschlechtergemischten Co-Prasidium geflhrt.

Fur die FDP verliefen die National- und Stéanderatswahlen enttduschend. Im Wahlkampf
hatten Diskussionen dazu, ob die grossflachigen Listenverbindungen mit der SVP fur die
FDP strategisch sinnvoll seien oder gemassigte Wahlende abschreckten, ihre
inhaltlichen Wahlkampfthemen teilweise in den Schatten gestellt. Die Vorwdirfe, die FDP
verkomme zur Juniorpartnerin der SVP, verstarkten sich noch, als sich die Freisinnigen
vor den zweiten Stédnderatswahlgdngen in mehreren Kantonen zugunsten der SVP-
Kandidaturen zurtickzogen. Die Verluste bei den Parlamentswahlen befeuerten die
Diskussion, ob die Doppelvertretung der FDP im Bundesrat noch gerechtfertigt sei; bei
den Bundesratswahlen gerieten die beiden FDP-Sitze trotz eines Angriffs der Grinen
aber nicht ernsthaft in Gefahr.

Die Mitte konnte bei den ersten nationalen Wahlen nach der Parteifusion den
kumulierten Wéhlendenanteil von CVP und BDP leicht Ubertreffen, Gberholte bei den
Nationalratssitzen die FDP und baute im Standerat ihre Position als starkste Partei aus.
Parteiprasident Gerhard Pfister liess darauf verlauten, er sehe die Mitte, die sich im
Wahlkampf als Anti-Polarisierungspartei profiliert hatte, kinftig als Anfahrerin eines
dritten Pols mit eigenstandiger Themensetzung. Vor den Bundesratswahlen entschied
sich die Mitte trotz ihres Wahlerfolgs dagegen, auf Kosten der FDP einen zweiten
Bundesratssitz  zu  beanspruchen, da eine Abwahl wiederkandidierender
Regierungsmitglieder vermieden werden solle. Bei einem FDP-RUcktritt werde eine
Mitte-Kandidatur aber Thema werden. Mit unvorteilhaften Schlagzeilen war die Mitte im
Frihling konfrontiert, als ehemalige Mitarbeitende der Partei Vorwlrfe erhoben, im
Generalsekretariat werde gemobbt.

Die Griinen konnten im Fruhling ihr 40-jéhriges Jubilaum begehen, hatten 2023
ansonsten aber nicht viel zu feiern. Bei den eidgendssischen Wahlen erlitten sie in
beiden Raten deutliche Einbussen. Die Parteispitze betonte zwar, man habe das nach
der «Klimawahl» 2019 zweitbeste Resultat der Parteigeschichte erzielt. Gleichwohl kam
Parteiprasident Balthasar Glattli zum Schluss, er wolle als «Gesicht des Misserfolgs»
sein Amt 2024 abgeben. Im Wahlkampf hatte eine millionenschwere Wahlkampfspende
einer Gonnerin fur einige Schlagzeilen gesorgt. Inhaltlich setzten die Grinen vor allem
auf ihre Kernthemen Klima und Okologie sowie Gleichstellung. Passend dazu
beschlossen sie im August die Lancierung einer neuen Volksinitiative zum Ausbau der
Solarenergie.

Ungeachtet ihrer geschwachten Position im Parlament wollten die Grinen im Dezember
erstmals in den Bundesrat einziehen und griffen mit Nationalrat Gerhard Andrey die
beiden Bundesratsmitglieder der FDP, nicht aber die SP-Sitze an. Nachdem Andrey bei
seiner gemeinhin erwarteten Nichtwahl wohl nur eine Minderheit der SP-Stimmen
erhalten hatte, konnte sich Glattli aber auch fur kunftige Angriffe auf SP-
Bundesratssitze erwarmen. Unerfreulich war fur die Grinen sodann eine Serie von
Parteiaustritten von Kantonsparlamentarierinnen und -parlamentariern.

Nach Erfolgen bei mehreren kantonalen Parlamentswahlen brachten die
Nationalratswahlen fur die GLP einen herben Dampfer. Ihre Nationalratsfraktion
schrumpfte - teilweise wegen Proporzpech - um mehr als einen Drittel, wortber der
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geglickte Wiedereinzug in den Stéanderat nicht hinwegtréosten konnte. |hre zuvor
gehegten Bundesratsambitionen begruben die Grlnliberalen nach dem deutlichen
Verpassen ihrer Wahlziele, mit Viktor Rossi konnten sie aber immerhin den Kampf ums
Bundeskanzleramt fur sich entscheiden. Als neue Fraktionsprasidentin bestimmte die
GLP im Dezember Corina Gredig (glp, ZH).

Nach den Wahlen gab die kiunftige Ausrichtung der Partei Stoff fur Spekulationen:
Wahrend Parteiprasident Jirg Grossen in Interviews gewisse Avancen nach Rechts zu
machen schien, schloss sich die einzige GLP-Standeréatin der Ratsgruppe der Grinen
an, der grosste Spender der Partei wiederum regte 6ffentlich eine Fusion mit der Mitte
an.

Fur die kleineren Parteien hielt das Jahr 2023 Unterschiedliches bereit. Dies gilt etwa
fur die EVP, die in Basel-Landschaft erstmals Uberhaupt den Sprung in eine
Kantonsregierung schaffte, bei den eidgendssischen Wahlen aber den Nationalratssitz
ihrer Parteiprésidentin einbisste. Das Mouvement Citoyens Genevois wiederum verlor
seinen Regierungssitz in Genf, konnte aber den Einzug in National- und Sténderat
feiern. Nicht mehr im Bundesparlament vertreten sind die PdA und Ensemble a
Gauche.

Erstmals kamen bei den eidgendssischen Wahlen die neuen Transparenzregeln des
Bundes fur die Politikfinanzierung zur Anwendung. Auswertungen der Daten in den
Medien zeigten zwar, dass solche Analysen aus verschiedenen Grinden mit
nennenswerten Unscharfen verbunden bleiben. Der Hauptbefund aber, dass FDP und
SVP mit deutlichem Abstand vor SP und Mitte sowie Grinen und GLP tber die gréssten
Wahlkampfbudgets verfligten, schien unbestritten. *

Konservative und Rechte Parteien

Das rechtspopulistische .Mouvement Citoyens Genevois® (MCG) erzielte bei den
Parlamentswahlen im Kanton Genf einen grossen Erfolg, es konnte seine Sitzzahl
beinahe verdoppeln. Die Burgerbewegung MCG hatte den Wahlkampf mit einer
Kampagne gegen Grenzganger aus Frankreich gefuhrt. ®

Der Erfolg des rechtspopulistischen .Mouvement citoyens genevois® (MCG) bei den
Parlamentswahlen im Kanton Genf 2009, bei denen die Bewegung mit einer Kampagne
gegen franzosische Grenzganger 17 Sitze errungen hatte, wirkte Uber die
Kantonsgrenzen hinaus. Sowohl im Kanton Neuenburg als auch im Kanton Waadt
wurden Sektionen des MCG gegriindet (Mouvement citoyen vaudois und Mouvement
citoyen neuchételois). Der ehemalige SVP-Kantonsprasident Soli Pardo (GE) trat zum
Mouvement Uber, da ihm die SVP zu wenig pointiert politisierte. Ein von Christoph
Blocher vorgeschlagenes Zusammengehen des MCG mit der Genfer SVP stiess auf
Widerstand. ¢

Nicht nur mit markigen Worten, sondern auch mit seinen Plakaten wirbelte der MCG
Staub auf. Auf einem Plakat wurden drei grosse Krankenkassen unter dem Titel
~Arnaque d’Etat™ angeprangert. Nachdem das Plakat verboten wurde, ersetzte es der
MCG durch ein schwarzes Plakat mit dem Titel .Affiche censurée™.’

Die Ziele des vor allem in Genf starken, 2005 von den beiden SVP-Dissidenten Georges
Letellier und Eric Stauffer gegrindeten rechtspopulistischen Mouvement Citoyens
Genevois (MCG) waren ambiti¢s. Sechs Nationalrats- und ein Standeratssitz sollten
erobert werden. Als Mouvement Citoyens Romand (MCR) trat die Bewegung sowohl in
Genf als auch im Kanton Waadt zu den nationalen Wahlen an. In Genf erhielt die
Bewegung Sukkurs von 9,8% der Wéahlerschaft, was fur einen Sitz in Bern ausreichte. Im
Kanton Waadt kam der MCG allerdings lediglich auf 0,5% Wéhleranteil. Eine Kandidatur
des ehemaligen FDP-Regierungsrats Frédéric Hainard fur den MCR im Kanton
Neuenburg kam nicht zustande. Der Gewinn eines Nationalratsmandats kam trotz der
vorgangigen Erfolge bei den kantonalen (2009) und kommunalen Wahlen (2011) in Genf
fUr viele Uberraschend. Die Mischung aus rechten Forderungen wie Sicherheit, Schutz
der Arbeitsplédtze vor Grenzgéngern und linken Postulaten (Kinderzulagen, tiefere
Krankenkassenprédmien) schien dort auch fir die nationalen Wahlen zu verfangen. Der
gewéahlte Mauro Poggia wurde allerdings von keiner Fraktion aufgenommen. Weniger
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Erfolg hatte der MCR mit seinem Versuch, einen Sténderatssitz zu erobern. Die
Zweiertickets in Genf (Mauro Poggia und Daniéle Magnin) und der Waadt (André Corboz
und Roland Villard) lagen jeweils abgeschlagen auf den letzten Platzen. ®

Bei den lokalen Wahlen im Kanton Genf zog der MCG in 16 von 19
Gemeindeparlamenten ein. Den gréssten Erfolg feierte die Bewegung in der Stadt Genf,
wo der MCG auf Anhieb elf von 80 Sitzen erobern konnte. 20 Jahre nach den ,Vigilants®,
die mit ihrem Protest gegen italienische Immigranten erfolgreich gewesen waren, Mitte
der 1980er Jahre aber wieder verschwanden, erstarkte in Genf eine neue
rechtspopulistische Kraft, die mit Sindenbockpolitik und Ressentiments gegen
Grenzganger Stimmen zu holen vermag. Weniger Erfolg hatte der MCG allerdings bei
den lokalen Regierungswahlen. Einzig Prasident Stauffer schaffte es in Onex in die
Gemeindeexekutive. Bescheiden war das Ergebnis auch in anderen Kantonen: kantonale
Sektionen konnten lediglich in den Kantonen Waadt und Neuenburg gegriindet werden.
Bei den Lokalwahlen in Lausanne blieb der Mouvement Citoyens Vaudois (MCVD)
unbedeutend. ?

Auf kantonaler Ebene machte vor allem der Parteichef des MCG Eric Stauffer auf sich
aufmerksam. Weil er wahrend einer Kantonsratssitzung im Genfer Parlament ein Glas
Wasser gegen einen Ratskollegen warf, wurde er fur fanf Monate aus allen
Kommissionen ausgeschlossen. Stauffer trat zudem als Kandidat fur die Regierungsrats-
Ersatzwahlen des zurlickgetretenen Mark Muller an. Dort erzielte er zwar respektable
27,6% der Stimmen, hatte aber gegen Pierre Maudet (fdp) keine Chance. In der Folge
rekurrierte Stauffer beim Genfer Verwaltungsgericht gegen die Entscheidung aufgrund
von ,Unregelméssigkeiten bei der Auszahlung der Wahlzettel™. Schliesslich wurde gegen
Stauffer Ende August Strafanzeige wegen Korperverletzung eingereicht.

Bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen trat der MCG bzw. sein Ableger
Mouvement Citoyens Vaudois (MCVD) sowohl zu den Parlaments- als auch zu den
Regierungswahlen an - beide Male allerdings ohne Erfolg. Der MCG scheint sich
lediglich in Genf behaupten zu kénnen.

Im Berichtjahr verstarb der ehemalige Prasident des MCG, Georges Jost. Jost sass 1987
bis 1993 flr die Vigilants im Genfer Kantonsparlament und présidierte die Bewegung
von 2006 bis 2008. "

Bei den kantonalen Wahlen in Genf konnte der MCG im Berichtjahr erneut Wahlerfolge
feiern. Im kantonalen Parlament legte die Protestbewegung um 4,5 Prozentpunkte an
Wéhlerstarke zu (19,2%), gewann drei zuséatzliche Mandate (neu 20 Sitze) und wurde
damit neu zweitstarkste Partei hinter der FDP. Ein aggressiver Wahlkampf spulte zudem
Nationalrat Mauro Poggia in die Genfer Regierung. Der Sitz ging auf Kosten der FDP. Fur
Poggia rickte Roger Golay in den Nationalrat nach.

Der im Kanton Genf starke MCG, der bei den nationalen Wahlen im Herbst 201
Uberraschend einen Genfer Nationalratssitz gewinnen konnte, war auf nationaler Ebene
auf verlorenem Posten. Mauro Poggia konnte sich als einziger Vertreter keiner Fraktion
anschliessen und war deshalb auch in keiner Kommission vertreten. Der MCG hatte sich
- dort wesentlich stérker als die UDC (SVP) - in Genf mit der SVP Uberworfen, was mit
ein Grund sein dlrfte, weshalb die SVP-Fraktion zwar die Lega, nicht aber den MCG in
ihre Fraktion aufnahm. Den Vorstdssen, die Poggia bereits in grosser Zahl eingereicht
hatte, wurden im Parlament bisher kaum Beachtung geschenkt. "
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Der neue Nationalrat Roger Golay, Nachfolger des in die Genfer Regierung gewahlten
Mauro Poggia, wurde, anders als sein Vorgénger, als Mitglied in die SVP-Fraktion
aufgenommen. Die SVP-Fraktion zahlte damit neu 63 Mitglieder. Poggia wurde die
Mitgliedschaft noch verweigert, weil er in Sozial- und Sicherheitsfragen von der SVP als
zu links betrachtet worden war. Fraktionslose Ratsmitglieder haben es im Parlament
sehr schwer. Dieses Schicksal wird dem als Hardliner geltenden Golay nun nicht zuteil. ®

Eine Protestpartei zieht in der Regel auch Personen an, die aus ihrer (rechts-)extremen
Haltung keine Mérdergrube machen. So wurde etwa ein Genfer Stadtparlamentarier des
MCG, der sich abschatzig Uber Homosexuelle und Eingeburgerte gedussert und sich auf
seiner Facebook-Seite negativ Uber Israel ausgelassen hatte, von der Partei
ausgeschlossen. ™

Der MCG war - ahnlich wie die Lega im Kanton Tessin - immer stolz darauf, eine Partei
zu sein, die sich weder links noch rechts einordnen lésst. Eine in "Le Temps" publizierte
Untersuchung der Universitat Genf, in der die Koalitionen im Grossen Rat in Genf
analysiert wurden, zeigte allerdings auf, dass die Partei immer haufiger mit der
Ratsrechten und immer seltener mit Links-Griin zusammen stimmte. Die Studie sprach
von einer ,droitisation™ des MCG. *

MCG-Mitgrinder und ,enfant terrible™ Eric Stauffer, war im Berichtsjahr einige Male
Gegenstand der Genfer Schlagzeilen. Anfang Mai musste die Polizei einen Mann
verhaften, der einst Mitglied der Protestpartei gewesen war und Stauffer mehrmals mit
dem Tod bedroht hatte. Auch Mitte Oktober musste die Polizei eingreifen, allerdings
nicht zum Schutz von Stauffer, sondern um ihn aus dem Genfer Grossratssaal zu
begleiten. Der MCG-Politiker hatte sich lauthals beschwert, man verweigere ihm
demokratische Rechte, weil ihm der Ratsvorsitzende nicht erlaubte, einen
Anderungsvorschlag vorzulesen. Aufgrund seiner Unflatigkeit wurde er aus der
Ratssitzung ausgeschlossen, weigerte sich aber zu gehen. Nachdem der Ratsprasident
mit der Polizei drohte, stellten sich die MCG-Parlamentarier schitzend vor Stauffer.
Gleich sieben Polizisten waren dann noétig, um den Stérenfried aus dem Rat zu geleiten.
Aus Protest verliessen auch die Ubrigen Vertreter von MCG und alle SVP-
Reprasentanten den Ratssaal. '

Zumindest in der Genfer Presse wurde gemutmasst, dass dem MCG ein ahnliches
Schicksal bevorstehe wie allen Parteien, die zum ersten Mal in die Exekutive
eingebunden werden: Ein zunehmend schwieriger ~ Spagat  zwischen
Regierungsverantwortung und Oppositionsgebahren. Indizien daflir fanden sich etwa
in der abweichenden Haltung des alt-National- und Neo-Regierungsrates Mauro Poggia
zur Masseneinwanderungsinitiative der SVP, welche der MCG zur Annahme empfohlen
hatte. Auch in der Nicht-Berucksichtigung von Eric Stauffer fur eine Spitalkommission,
bei der sich Poggia der Stimme enthalten haben soll, wurde als Stoérung der Idylle
zwischen Partei und Exekutivmitglied interpretiert. Poggias Gene wurden eher einem
CVP-Mitglied als einem ,citoyen genevois™ entsprechen, interpretierte etwa "Le Temps"
die innerparteiliche Gemutslage. "

Auf eine Rassismus-Klage der Unia gegen den MCG wurde Ende Oktober nicht
eingetreten. Die Partei hatte in einem Flugblatt die Grenzganger als ,Epidemie™
bezeichnet. Dieser Ausdruck kdme zwar in der Tat des in der Nazi-Zeit verwendeten
Vergleichs von Juden mit Bazillen dhnlich, da sich die Aussage aber auf Grenzganger
allgemein und nicht auf ein bestimmtes Volk (z.B. die Franzosen) beziehe, liege keine
Verletzung der Rassismusstrafnorm vor - so die Begriindung des Staatsanwalts. '
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Der Erfolg bei den Genfer Grossratswahlen im Jahr 2013, als der MCG mit 20 Mandaten
nicht nur zweitstarkste Partei geworden, sondern auch erstmals in die Regierung
eingezogen war, liess die Partei fir die nationalen Wahlen 2015 hoffen. Der Gewinn
eines zusatzlichen Nationalratssitzes - bisher ist der MCG mit Roger Golay im Parlament
vertreten - schien in Anbetracht der Wahlerstarke der Protestpartei im Bereich des
Méglichen. In anderen Kantonen konnte der MCG allerdings nach wie vor nicht Fuss
fassen - zu sehr ist die Partei mit ihrer Kritik an Grenzgangern auf den Kanton Genf
fokussiert. Zudem strebte die populistische Partei auch Sitze in den lokalen Exekutiven
an. Die kommunalen Gesamterneuerungswahlen standen fur das Frihjahr 2015 an.
Bisher hatte der MCG einzig in Onex ein Préasidialamt inne, das von MCG-Grunder Eric
Stauffer besetzt wird. "

Andere Parteien

Kleinere Parteien im Wahljahr 2023: Kurziiberblick

Fur die kleineren Parteien hielt das Wahljahr 2023 ganz Unterschiedliches bereit. Die
EVP startete mit einem Triumph ins Jahr, als sie in Baselland erstmals Uberhaupt in
ihrer 104-jahrigen Parteigeschichte den Sprung in eine Kantonsregierung schaffte. Bei
den eidgendssischen Wahlen verlor sie dann jedoch einen ihrer bisher drei
Nationalratssitze - betroffen war Lilian Studer (AG, evp), die daraufhin verlauten liess,
sich nun einen Ricktritt als nationale Parteiprasidentin zu tGberlegen.

Umgekehrt verlief die Stimmungskurve beim Mouvement Citoyens Genevois, das im
Frihling seinen Regierungssitz in Genf verlor, im Herbst aber den Einzug in National-
und Standerat feiern konnte. Nach einigem Hin und Her schlossen sich dort alle seine
Vertreter der SVP-Fraktion an.

In der SVP-Fraktion verblieben wie schon in der letzten Legislatur auch die EDU, die im
Nationalrat von einem auf zwei Sitze zulegen konnte, und die Lega dei Ticinesi, die ihr
einziges Nationalratsmandat hielt; bei den Wahlendenanteilen musste letztere sowohl
bei den Grossrats- als auch bei den Nationalratswahlen deutliche Einbussen
hinnehmen.

Auf der linken Seite des Spektrums konnten weder die PdA noch das linke Wahlblindnis
Ensemble a Gauche ihre Sitze im Bundesparlament verteidigen. Letzterem durften auch
die Konflikte innerhalb der Genfer Linken zum Verhangnis geworden sein.

Fur keine Parlamentssitze reichte es den aus der Gegnerschaft zu den Covid-
Massnahmen hervorgegangenen Organisationen Mass-voll und Aufrecht Schweiz, und
zwar weder bei den eidgendssischen Wahlen noch bei den kantonalen Wahlen, zu
denen sie  antraten. Elektoral erfolgreicher war die ebenfalls dem
massnahmenskeptischen Lager zuzurechnende Tessiner Formation HelvEthica, die den
Sprung ins Tessiner Kantonsparlament schaffte.

Geradezu fulminant startete in Genf die vom umstrittenen ehemaligen FDP-
Regierungsrat Pierre Maudet neu gegriindete Bewegung Libertés et Justice sociale, die
auf Anhieb einen Regierungs- und zehn Grossratssitze holte.
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